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I. Den Bllck nach vorne - aber nicht vergessen, was war 

Se 1 t 1990 ist Meck 1 enburg-Vorpommern el n e 1 gens tändi ges Bundesland mit 

selnen Landestellen Mecklenburg und Vorpommern. Einzlgartlge landschaft­

llche Schönheiten zwischen Ostsee und Mecklenburgischer Seenplatte, han­

seatl sehe Tradl tlonen, Landwl rtschaft, Fl scherel und maritime Industrie 

prägen den Charakter unseres Landes. 

Nach der Hende lm Jahre 1989 1 st deutl1 eh geworden, daß der Sturz der 
SED-Dl ktatur mögl 1 eh wurde, well d 1 e ehema 11 ge DDR, aber auch eile ande­

ren ehemal lgen RGW-Staaten, w1rtschaftllch am Ende waren. Wir lm Osten 
Deutschlands haben In einer friedlichen Revolution deutlich gemitcht, daß 
wir eln Leben ln der Demokratie und die Elnhelt Deutschlands wollen. 
Unter der FUhrung von Helmut Kohl Ist es der Bundesregierung 9elungen, 

hierfür die außenpolitische Zustimmung zu erhalten. 

Diese große hlstorlsche Leistung war die Voraussetzung für ein Leben In 
Freiheit und Demokratie. Uberall Im Land Ist spürbar, daß slc:h vleles 
schon zum Posltlven geändert hat. Der Fleiß und das Engagement der Men­
schen in Meck 1 enburg-Vorpommern haben schon jetzt zu el nem sichtbaren 
Aufbau geführt. FUr dle vlelfältlgen Hllfen aus der alten Bundesrepublik 

sind wir dankbar. 

Die Fortschritte täuschen aber nlcht darüber hinweg, daß slch der Alltag 

vieler als anstrengender, schwieriger und unsicherer erweist, als wlr 
zunächst erwartet haben. Vielfach ist Vertrautes und Gewohntes verloren­
gegangen; Verzagtheit, Enttäuschungen, Unslcherhelten und Lähmungen slnd 
ebenso Realität, wl e Aufbruchs tl mmung und Optlmi smus. WI r betrachten 
diese Entwicklung als eine unvermeidbare Etappe auf dem Heg zur Inneren 
Einheit unseres Vaterlandes, dle fUr die CDU weiterhin das g·roße Ziel 

1st. 

Hir wollen den Aufbau unseres Landes und die Einheit Deutschlands In 
el ner Zeit wel trel chender pol I tl scher und ökonoml scher Veränderungen 1 n 
der He lt verwl rk l i chen. DI e Öffnung der Grenzen zwl sehen Hes1: und Ost 



- 2 -

und der sich gleichzeitig verschärfende Wettbewerb mit den Ländern Nord­
amerikas und Asiens hat den Prozeß hin zu einer neuen Arbeitsteilung In 
Europa und der Welt beschleunigt. Diese Entwicklung birgt Chancen, aber 
auch Risiken. Deutschland wird diesen Realitäten nur dann gewachsen 
sein, wenn wir den Mut und die Bereitschaft zu grundlegenden Reformen 
aufbringen. Nicht alles, was Im Westen Uber mehr als 40 Jahre gewachsen 
Ist, Ist zukunftsfählg und nicht alles, was sich Im Osten herausgebildet 
hat, muß verändert werden. 

Wir ln den neuen Bundesländern wollen mit unserer neuen Politik ein Bei­
spiel geben und die Erneuerung In ganz Deutschland vorantreiben. Weniger 
BUrokratle und mehr Phantasie, weniger staatl lche Reglementierung und 
mehr Engagement, mehr gesellschaftliche Verantwortung der Wirtschaft und 
der Sozialpartner, Ehrlichkeit In der Politik, Belohnung von Leistung 
und Hilfe fUr diejenigen, die Hilfe wirklich benötigen, das sind die 
Ziele, fUr die die CDU Mecklenburg-Vorpommern arbeiten wlll. 

Nach unserem Se l bs tverständni s s 1 nd wl r weder a 11 wl ssend, noch erheben 
wir den Anspruch, alles zu können und fUr alles zuständig zu sein. 
Menschen können 1 rren und Fehl er machen. Was uns 1 n der CDU verbl ndet, 
Ist die Absicht, unserem Land und seinen Menschen zu dienen, die Ein­
sicht, daß Freiheit und Demokratie das Engagement der BUrger In Staat 
und Gesellschaft brauchen sowl e das gerne! nsame pol lt! sehe Verständnl s 
auf der Grundlage chrlstdemokratlscher GrundUberzeugungen. In diesem 
Sinne Ist unser Programm auch ein Angebot zur Mitarbeit an all diejeni­
gen, die am gesellschaftlichen und Innerparteilichen Aufbauprozeß teil­
nehmen wollen. 

FUr die CDU steht fest, daß die Parteien den Staat nicht gepachtet ha­
ben. Sle sind unverzichtbarer Tell des freiheitlichen und demokratischen 
Rechtsstaates. Sie prägen die politische Kultur, wirken entscheidend an 
der Willensbildung des Volkes mit und verhindern Anarchie und Zersplitte­
rung. In einer demokratischen und rechtsstaatlichen Kultur sind sie aber 
nl cht a 11 es. Auch außerha 1 b der Parteien muß genUgend Raum fUr gese 11-
schaftl 1 ches und politisches Engagement Im Interesse des Gemeinwohls 
sein. Die Verbände, Vereine und BUrgerln1tlatlven betrachten wir als 
wichtigen und unverzichtbaren Bestandteil des gesellschaftlichen und po­
litischen Lebens In unserem Land. Ebenso die Kirchen, die als Rat- und 
Orientierungsgeber herausgehobene Bedeutung haben. FUr die CDU 1 st es 
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selbstverstlnd11ch, daß sie e1nen ständigen D1alog mit allen bedeutenden 
gesellschaftlichen Kräften Ober dle kulturellen, soz1a1en und wlrtschaft-
11chen Entw1ck1ungen 1m lande fUhrt, damit 1m gese1lschaft11chan Konsens 
möglichst optimale po11t1sche Entscheidungen gefunden werden können. 
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II. Mecklenburg-Vorpamiern - Ein starkes Land Im Norden Deutschlands 

1. Unser Land hat Zukunft 

Die neuen Chancen konsequent wahrnehmen 

Meck 1 enburg-Vorpommern gehört zu den zukunftsträchtl gs ten Reg 1 onen 

im wiedervereinigten Deutschland. In keinem anderen Bundesland wird 
die Wirtschaft 1994 so stark wachsen wie bei uns. Wir sind stolz 

auf unser junges Land. Im Jahr 4 nach der Wiedervereinigung geht es 
sichtbar vorwärts. Das Schlimmste liegt hinter uns. Sicher, 
vielfältige wirtschaftliche und soziale Probleme und Schwierigkei­
ten sind noch zu Uberwlnden. Aber die Erfahrung der vergangenen 
vier Jahre macht uns Mut. Wir wissen, daß wir auf dem richtigen Weg 

sind und daß wir es schaffen werden. 

Pess lml smus und Verzagtheit sagen wl r den entschl edenen Kampf an. 
Es geht darum, mit einer fortschrittlichen und auf Kontinuität 
setzenden Politik die sich uns bietenden Chancen zu nutzen. Chan­
cen, die erwachsen aus reichen kulturellen, wissenschaftlichen, 

handwerklichen und lndustrlellen Traditionen In unserem Land, aus 
unserer geographl sehen Lage Im Herzen des nördlichen Europas, aus 
der Vielfalt und Schönheit unserer Regionen und dem Fleiß, dem Ge­
schick und der LiebenswUrdigkelt unserer Menschen. 

Unser Bl I ck rl chtet sieh nach vorn. "Meck 1 enburg-Vorpommern 
2004" - ein wirtschaftlich gesundes und stabiles Land, In dem die 
BUrger eine Zukunft haben - dies 1 st unsere Zukunft, für die wir 
arbeiten. 

Den wirtschaftlichen Aufbau Mecklenburg-Vorpommerns gilt es voranzu­
treiben, Indem die vorhandenen Stärken ausgebaut und vorhandene 
Standortnachtelle mittel- und langfristig abgebaut werden. Landwirt­
schaft, maritime Wirtschaft und Tourismus sind die traditionellen 
Anknüpfungspunkte. DarUber hl naus braucht das Land aber auch el ne 

Perspektive fUr Technologie, Gewerbe und Dienstleistungen, damit 
genügend Arbeitsplätze geschaffen werden können. 
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Wir haben keine Zweifel, daß wir unsere Ziele erreichen, wenn wir 
die Prioritäten richtig setzen, uns nicht von Schwarzmalern und Tor­
pedlerern beirren lassen und es gelingt, die Aufbruchstimmung Im 
ganzen Land wl rksam werden zu lassen. DI e CDU jedenfa 11 s ~·I rd a 11 es 
tun, damit wir unsere Chancen konsequent nutzen können. 

Die geographische Lage nutzen 

Durch dl e Erweiterung der Europäl sehen Union rUckt unser Land an 
der Schwelle zum nächsten Jahrtausend in eine zentrale la.ge. Durch 
den Beitritt der skandinavischen Staaten zur Europäischen Union und 
die politische und wirtschaftliche Annäherung von Polen, der Slowa­
kei, der Tschechischen Republik, Ungarn sowie der baltischen Staa­
ten wird Mecklenburg-Vorpommern zu einer Drehscheibe In Europa. Die 
Ostsee wird Ihren bislang trennenden Charakter verlieren. 

Daml t wl r dl e s 1 eh daraus ergebenden Chancen nutzen könnun, müssen 
wl r jetzt die Voraussetzungen schaffen, 1 ndem wl r 

unser Land durch Autobahnen, Fernstraßen, Bahnen, Häfen und Flug­
häfen In alle Himmelsrichtungen öffnen 

unsere überdurchschnittlichen Möglichkeiten, Flächen fUr die In­
dustrie- und Gewerbeansiedlung zur Verfügung zu stellen, nutzen 

- mit einer vorbildlichen Umweltpolitik unsere einzigartigen Na­
turschönheiten erhalten und damit die Vereinbarkeit von Ökologie 
und Ökonomie zu einem weiteren Standortvorteil machen 

- die BI ldungs- und Forschungslandschaft auf diese neuen Aufgaben 
ausrichten 

- eine aufgeschlossene bürgerfreundliche und schnell entscheidende 
Verwaltung schaffen 

unsere kulturelle Identität erhalten. 
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Wo Berlin und Hamburg, Kopenhagen und Stockholm, Warschau und 
Tallln an ihre Handlungs- und Entwicklungsgrenzen stoßen, öffnet 
sich unser Land. Heimatliebe, Patriotismus und Weltoffenheit zeich­
nen uns aus. Mit BUrgerslnn, Fleiß und dem Können der Menschen wer­
den wir es schaffen. In diesem Sinne will die CDU unser Land, Meck-
1 enburg-Vorpommern, fUr das nächste Jahrtausend stark machen. FUr 
diese Vision werden wir unermUdllch arbeiten, In Partnerschaft mit 
allen BUrgern, denen die Entwicklung des Landes am Herzen liegt. 

Unsere vordringlichste Aufgabe: Schaffung lllOderner und dauerhafter 
Arbettspl!itze 

Ziel unserer Wirtschaftspolitik ist der Erhalt und die Schaffung 
von sicheren und dauerhaft wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen. Damit 
verhindern wir auch die Abwanderung von jungen Menschen, die wir 
für die Aufbauarbeit dringend brauchen. 

Der tota 1 e Zusammenbruch der sozi a 11 stl sehen Pl anwi rtschaften Mlt­
te 1- und Osteuropas hat eine Unterbeschäftigung von bisher unbekann­
tem Ausmaß hervorgerufen. Nur der konsequenten Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesregierung Ist es zu verdanken, daß der erste Schock auf 
dem Arbe 1 tsmarkt nl cht noch verheerendere Ausmaße angenommen hat. 
Auch In Zukunft brauchen wir die Förderung des zweiten Arbeitsmark­
tes. Sie dient vor allem der sozialen Abfederung des wirtschaftli­
chen Umbruchs, der Weiterbeschäftigung und Qual lflzlerung von Ar­
beitnehmern Im Land. 

Staatlich finanzierte Beschäftigungsprogramme können auf Dauer aber 
keine Alternative zu wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen In der Pri­
vatwirtschaft sein. Nur der Arbeitsplatz, der sich Uber eine ent­
sprechend hohe Produktivität selbst finanziert, ist ein sicherer Ar­
beitsplatz. Lange Zelt sind mehr Arbeitsplätze weggefallen, als 
neue entstanden sind. Jetzt haben wir unter großen MUhen mit unse­
rer Politik die Wende fUr Wirtschaft und Arbeitsmarkt erreicht. Des­
halb kommt es darauf an, daß wir auf dem eingeschlagenen Heg weiter­
gehen und nicht mit unkalkulierbaren Experimenten das Erreichte 
gefährden. 
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H1r bekennen uns daher zu e 1 ner mark tw1 rtschaftll eh or l ent 1 erten 

H1rtschaftspolitlk, die unternehmerische Privatinitiative fördert 

und den Staat Im wirtschaftlichen Bereich auf das unbedingt Erfor­

derliche begrenzt. 

Z. Wirtschaftsf'örderung im Dienste des ganzes Landes 

Die CDU sleht sich allen Reglonen ln Mecklenburg-Vorpommern glei­

chermaßen verpflichtet. Hlr wollen dle Entwicklung des Landes als 

Ganzes vorantreiben. 

Dies erfordert, daß die direkte Hlrtschaftsförderung als derzeit be­

deutenstes Instrument zur Ans l edl ung und Erwe'I terung von Unterneh­
men, auch weiterhin gestaffelte Fördersätze vors l eht. Nur dadurch 
können Standortnachtelle besonders strukturschwacher und infrastruk­
turell noch n1cht ausreichend erschlossener Reglonen ausgeglichen 
werden. HI rtschaftsförderung 1 st aktl ve Strukturpol itl~„ l>lo dl e Ar­
be l ts los lgkel t besonders hoch Ist, müssen ansledlungs- und lnvestl­

tlonswllllge Unternehmen auch überdurchschnlttlich gefördert werden. 

l>lir werden die Hirtschaftsförderung auch weiterhln zum Nutzen aller 
Landestelle einsetzen. Dl e Förderung der Ba 11 ungszentren und der 
großen Städte wird auch welterhln nicht zu Lasten der länclichen Re­

gionen gehen. Dafür steht die CDU. Gerade die Menschen im ländl l­
chen Raum haben einen Anspruch auf gezielte Hilfen. 

Im 1 ändl1 chen Raum bedarf es auch weiterer Ex l stenzgrüncerzentren. 
die junge einheimische Unternehmer vor Ort beraten und ur,terstützen 

können. 

Die CDU Ist sich aber auch bewußt, daß Insbesondere die großen 
Städte und Zentren Impulse für das WI rtschaftswachstum des ga.nzen 

Landes geben. Daher setzt die CDU auch die Förderung der Städte 
konsequent fort. 
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3. Schlanke Verwaltungen und einfache Gesetze 

Zur Förderung der H1rtschaft gehört auch, daß dle Verwaltungen not­
wend1ge Entscheldungen 1n relatlv kurzer Zelt treffen. Hlr brauchen 
daher e1 n Normensystem, das den besonderen Verhäl tn1 ssen l n den 
neuen Bundesländern entspricht. 

Unsere Gemeinden und Landkreise sind 1m Zuge der deutschen E1nhelt 
mit einer FUlle von größtenteils recht kompllzlerten Rechts- und 
Verwaltungsvorschrlften konfrontiert worden. D1eses Recht mußte er­
lernt werden in einer Ze1t, In der die Verwaltungen selbst neu 
strukturiert und aufgebaut wurden. 

Die CDU hat daher in den vergangenen Jahren sowohl auf Bundes- als 
auch auf Landesebene zahlre1che Beschleunigungsmaßnahmen fUr Pla­
nungs- und Genehmigungsverfahren, z. B. Im Verkehrsbereich - be­
schlossen. Dies hat dazu gefUhrt, daß die Planungszelten In den 
neuen Bundes 1 ändern heute tel l wel se berel ts erheb 11 eh kUrzer s 1 nd 
als In den alten Bundesländern. 

Hlr werden auch kUnftlg darauf achten, daß Planungs- und Genehmi­
gungsverfahren we lter besch 1eun1 gt und dl e Zulassungen von EI nwen­
dungen 1n Verwaltungsverfahren befristet werden. 

Die Bearbeitungszelten von Verwaltungsvorgängen wollen wir generell 
beschleunigen. BUrger und Investoren sollen schnell zu Ihrem Recht 
kommen. Dringend notwendige Investitionen zur Verbesserung der In­
frastruktur und zur Ansiedlung neuer Hlrtschaftstandorte dUrfen 
n1 cht wegen zu komp 11 zl erter Vors ehr 1 ften oder Verwaltungsverfahren 
verzögert werden. 

Antragsverfahren mUssen genere 11 erl e 1 chtert werden durch dl e Ver­
el nfachung von Formularen und die Reduzierung von Nachweisen und Be­
stätigungen. Ebenso streben wir Vereinfachungen bei der Erstattung 
von Wohngeld, In der sozialen Jugendhilfe, 1m Ordnungsrecht, dem 
Erwerb von E1gentum an GrundstUcken sowie Im Katasterwesen an. 
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Derart! ge Rechts- und Verwa 1 tungsverel nfachungen bl el bE!n eine 

ständige Aufgabe der Politik, der sich die CDU-Mecklenburg-Vorpom­

mern in ganz besonderem Maße annimmt. 

4. Gewerbe, D1enstle1stungen und Handwerk - w1r fördern dte gesa111te 

!Ortschaft 

Grundpfeiler der sozialen Marktwirtschaft Ist eine au!gewogene 
Struktur von Klein-, Mittel- und Großbetrieben. Dabei kommt dem Mit­

telstand besondere Bedeutung zu, da er flexibel reagiert, In hohem 
Maße fUr Stabilität am Arbeitsmarkt sorgt und ein verläßlicher Part­
ner fUr die Ausbildung junger Leute Ist. DarUber hinaus ermöglicht 
er es, die Lebens- und Arbeitsbereiche der Menschen räumlich nahe 

zu verbinden. 

Das Land braucht mehr Unternehmer. Unser Mltte 1 stand in Gewerbe, 
Handwerk und DI enstl el stungen trägt ganz wesentl 1 eh das Aufbauwerk 

in unserem Land. Er 1 st das RUckgrat unserer 1-iirtschaft und stel 1 t 

die allermeisten Arbeits- und Ausbildungsplätze. 

Damit sich neue Unternehmen grUnden können, wird die CDU den Mittel­
stand nachhaltig fördern. Dazu zählt auch die schnelle Behubung des 
Antragstaus in den Grundbuchämtern, dl e konsequente Anwendung der 
Vorfahrtsrege 1 ungen für Investitionen und die Klärung und Sicherung 

der Eigentumsverhältnisse. 

Da entscheidende Anstöße zur wirtschaftlichen Entwicklung zur Zeit 
von Selten der öffentlichen Hand ausgehen, ist deren Auftragsverga­
be so zu gestalten, daß die kleineren und mittleren Unterm!hmen des 

La.ndes davon besonders proflti eren. Auch dl e Ubertragung öffentl i­
cher Aufgaben in private Hände stärkt den Mittelstand, 1intlastet 
dl e öffentl 1 chen Hausha 1 te fUr andere Aufgaben und sichert damit 
rentable Arbeitsplätze In der jeweiligen Region. 

Die CDU will vor allem die einheimischen Unternehmer und Betriebe 
stärken. Neben den UnternehmensgrUndungen ist auch die Vielzahl der 
Privatisierungen von Treuhandunternehmen eine gute Basis fUr neue 
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mltte l s tänd 1 sehe Strukturen, dl e es durch gezl e l te Managementbera­
tung und Hilfe zur UberbrUckung von Kapitalschwächen zu sichern 
gilt. Von den Banken fordert die CDU den Mut zu mehr Risikobereit­
schaft bei der UnterstUtzung einheimischer Unternehmer. 

Die CDU setzt bei der Entwicklung des Mittelstandes In den ländli­
chen Räumen auf el ne enge Verzahnung ml t der 1 andwl rtschaftl 1 chen 
Produktlc>n. Dl e Naturrel chtUmer unseres Landes und dl e 1 andwl rt­
schaftl 1 chen Produkte sollen 1 n unserem Land verarbeitet und ver­
edelt werden. Dazu schaffen wir die notwendigen Voraussetzungen und 
unterstUtzen den Aufbau entsprechender Betriebe. 

Hauptproblem der kleinen und mittleren Unternehmen In Mecklenburg­
Vorpommern aber bleibt das Hegbrechen der alten und das Erschließen 
neuer Märkte. Dazu wollen wir gezielte Hilfestellung geben durch: 

Produkt- und Imageförderung, 
- gezielte DurchfUhrung von Messen einheimischer Unternehmen In 

westdeutschen und ausländischen Hirtschaftszentren, 
- Verbesserung der Kontakte und Kooperation einheimischer Unterneh­

men bei ausländischen Aufträgen, 
- l\ufbau von Qual 1tätsmerkmalen fUr Produkte aus Mecklenburg-Vor­

pommern z. B. Ausweisung eines landestypischen GUteslegels, 
BUrgschaften fUr Projekte oder Jolnt-Ventures lm osteuropäischen 
Raum oder, 

- UnterstUtzung von "Hare gegen Hare" Geschäften mit den devlsen­
schwachen osteuropäischen Nachbarstaaten. 

Entwicklungspotential fUr den gewerblichen und Industriellen Mittel­
stand liegt vor allem ln der konsequenten Helterentwlcklung vorhan­
dener Technologien. Die b1sher1gen Erfahrungen m1t den Technologie­
zentren zeigen, daß gute Ansätze Im unserem Land vorhanden sind. Ge­
werbe- und Techno log! ezentren s 1 ehern k 1 el nen Unternehmen mlt 1 nno­
vatl ven, aber rl sl kobehafteten Produkten, gUnstl ge Rahmenbedl ngun­
gen fUr den Start 1n die Marktwirtschaft. Sie sind damit ein w1cht1-
ges Bindeglied zwischen gewerblicher Hlrtschaft sowie Hlssenschaft 
und Forschung. 
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Neues industrlepolltisches Entwicklungspotential, das vor allem In 

den zukunftsträchtigen Umweltschutztechnologien, in der Medizintech­
nik, dem Elektronikschrottrecycl Ing oder modernen Abfal'lbehandlungs­

methoden liegt, werden wir konsequent nutzen. Beim Rückbau des r~ern­

kraftwerkes Lubml n werden nicht nur mehr Arbeltsp 1 ätze ;wf Jahre 

hinaus geschaffen als bei einem ''sicheren Einschluß", die Erfahrun­

gen und Kenntnisse, die dabei erstmalig gesammelt werde11, können 

sich zu einem Exportschlager Mecklenburg-Vorpommerns enbllckeln. 

Die Bauindustrie wird wie bisher angesichts des großen ~•achholbe­

darfs durch öffent1 !ehe und private Investitionen auch In Zukunft 
ein tragender Pfeiler der wirtschaftlichen Entwicklung ;ein. Sie 
bietet Ansätze zur Nutzung einheimischer Rohstoffe und deren Verwer­
tung beim Aufbau des Landes <Verkehrswege und Gebäude) und er­

schl leßt auf diese Welse weiteres mittelständisches Potential. 

Auch in der maritimen Wirtschaft, nicht zuletzt als Zulieferer und 

Partner der Werften, hat der Mittelstand gute Entwi ck l un9smögl 1 ch­

ke lten. Mecklenburg-Vorpommern braucht seine Werften. Der CDU 1 s t 
es gelungen, die zUglge Privatisierung dieser SchlUssel Industrie 
und damit den Erhalt der wichtigen industriellen Standorte durchzu­
setzen. Die Investitions- und FI nanzlerungshl l fen durch EG, Bund, 
Treuhandanstalt und Land bl eten gute Voraussetzungen, die ~lerfti ndu­
str l e Mecklenburg-Vorpommerns in den kommenden Jahren zu einer der 
produktivsten und wettbewerbsfählgsten in ganz Europa ausbauen zu 
können. Diesem wichtigen Industriezweig wird auch wei~erhln In 

hohem Maße unsere Aufmerksamkeit gelten und wir werden alles tun, 

die Standorte zu sichern. 

Die Werftenstandorte bilden das Fundament fUr die Entwicklung einer 
maritimen Verbundwl rtschaft an der Küste ml t attraktiven und 
zukunftssicheren Arbeltspl~tzen im Bereich des Schiffbaus, der 
Häfen sowie des KUsten- und Seeverkehrs. 

5. Infrastruktur - Schlagadern fUrs Land 

Eine moderne und leistungsfähige Infrastruktur Ist unerläßliche 

Grundlage fUr die weitere wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 
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Die Verbesserung von Kommunikations- und Verkehrswegen stärkt zum 
einen unsere im nationalen und internationalen Wettbewerb stehenden 
Zentren und erhöht zugleich die Entwicklungschancen und die wirt­
schaftliche Attraktivität der ländlichen Räume. 

Schlüsselfaktor und damit die wichtigste infrastrukturelle Voraus­
setzung sind die Verkehrswege Im Land. Als Grundlage fUr die 
flächendeckende Erschließung gerade des östlichen Landestelles 
kommt dabei dem zUglgen Bau der A20 einschl leßl Ich der AnschlUsse 
von RUgen und Wismar/Schwerin die größte Bedeutung zu. 

Unser Ziel lst es, die mittleren und östllchen Landestelle näher an 
dle expandierenden Zentren Hamburg und Berl In heranzurUcken, die 
kUstennahen Bundesstraßen zu entlasten und dle straßenmäßlge Anbin­
dung der See- und Binnenhäfen sowle der tourlstlschen Schwerpunktge­
biete an der KUste zu verbessern. 

Bel der LinlenfUhrung muß daher besonders darauf geachtet werden, 
daß die A20 - In ökologisch vertretbarer Welse - einen zukunftsori­
entl erten Beitrag zur wl rtschaftl 1 chen Erschl 1 eßung we1 ter Landes­
te1 l e leistet. Dazu gehört vor allem ein leistungsfähiges Zubringer­
system durch den Aus- oder Neubau von Bundes- oder Landesstraßen. 
Vor diesem Hintergrund favorl slert die CDU-Mecklenburg-Vorpommern 
eine Mittelvarlante, die Im Bereich Penkun Ihre Anbindung an die Au­
tobahn All (Berlin - Stettin) finden sollte. 

Der enge finanzpolitische Handlungsrahmen darf angesichts der grund­
legenden Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur In den neuen Bun­
desländern aufgrund des Immensen Nachholbedarfs kein Verzögerungs­
grund sein. Die CDU Mecklenburg-Vorpommern fordert daher die 
verstärkte private Finanzierung öffentlicher Investitionen - wle 
z. B. fUr die zweite Querung des Strelasunds. 

Auch der Schienenverkehr muß modernste Voraussetzungen erhalten, 
damit er seine Konkurrenzfähigkeit verbessern kann. Von grundlegen­
der Bedeutung Ist der zweispurige Ausbau und die Elektrlflzlerung 
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der Uberreglonalen West/Ost- und Nord/SUd-Verblndungen des Schienen­
netzes. Notwendig Ist die Verbesserung der schlenenmäßigen Anbin­
dung der Insel RUgen, auch zur dauerhaften Sicherung des Standortes 
Fährhafen Mukran. 

A 1 s KUstenland s 1 nd wl r auf l el stungsfähl ge Seehäfen angewiesen. 
Wir wollen Ihre Attraktivität steigern, indem wir wasserseltige Zu­
fahrten durch die Vertiefung der Fährrinne In den Häfen Rostock, 
Wismar, Stralsund und Wolgast ausbauen. Damit leisten wir auch 
el nen wichtl gen Beitrag fUr die SI cherung der Werftenstandorte an 
unserer Küste. 

Zur Verbesserung der reglona l en und natlona l en Luftverkehrsanbl n­
dung wollen wir die Regionalflughäfen (in Laage, Trollenhagen, 
Barth, Herlngsdorf und Parchim) schrittweise ausbauen. 

Mltentscheldend für die zukünftige Entwicklung unserer Binnen- und 
Seehäfen sowie der Regionalflugplätze Ist die Anbindung an die ande­
ren Verkehrsträger. Daher mUssen Straße, Schiene, Häfen und Flug­
häfen im Rahmen e1nes Gesamtverkehrskonzeptes miteinander verbunden 
werden. Davon profitieren Insbesondere auch die lnternatio~alen Ver­
kehre. Durch unsere Lage als Ostseeanrainer und den zu erwartenden 
WI rtschaftsaufschwung l n den Ländern Mlttel- und Osteuropas können 
unsere Häfen durch eine geschickte Vernetzung mit den anderen Ver­
kehrsträgern zu einem bedeutenden Ausgangspunkt von "Seeautobahnen" 
über die Ostsee werden und damit einen wesentlichen Beitrag für die 
Entlastung der Straßen von dem steigenden GUter- und Personenaufkom­
men l el sten. Im Interesse der WI rtschaftsbezl ehungen ml t unseren 
Nachbarn 1 st darUber hl naus aber auch der zügige Ausbau der Gren­
zübergänge nach Polen unverzichtbar. 

Parallel zur Verbesserung der Bedingungen für den Güter- und Indiv!­
dua 1 verkehr werden wir aber auch den öffentl 1 chen Personennahver­
kehr <öPNVl stärken. Dazu ist es erforderlich, daß die Schnittstel­
len von Individuellem und öffentlichem Verkehr so miteinander 
verknUpft werden, daß sich die Leistungsvorteile der einzelnen Ver­
kehrsträger optimal ergänzen. 
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FUr die Optimierung der GUterverkehre brauchen wir als Bindeglieder 
GUterverkehrs- und Verte11 zentren <GVZ): Neben dem GVZ 1 n Rostock 
wollen w1r weitere dezentrale Umsch1agselnr1chtungen fUr land- und 
wa ssergebundene GUterverkehre entlang den Entw1 ck l ungsachsen unse­
res Landes verw1rkl1chen. 

D1e CDU begrUßt, daß der Transrap1d auf der Strecke Hamburg - Ber-
1 In mit einem Haltepunkt In Mecklenburg-Vorpommern verw1rkllcht wer­
den soll. D1eses moderne Verkehrsm1ttel hat die Chance, zu einem 
we 1twe1 ten Exportschlager zu werden. Mecklenburg-Vorpommern profl­
t l ert davon In mehrfacher Welse: Zum einen durch die Stärkung des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland, zum anderen durch die hervorra­
gende verkehrllche Anbindung an die Zentren Hamburg und Berlin und 
zum dritten durch die Nachfrage, die be1 Bau und Planung der 
Strecke entstehen. Hlr setzen uns dafUr ein, daß das PlanungsbUro 
fUr den Transrapid seinen Sitz In Schwerin nimmt. Beim Bau soll vor­
wiegend die heimische Wirtschaft profitieren. Den Haltepunkt Im 
Land wollen wir sUdllch von Schwerin verw1rkllchen und durch eine 
VerknUpfung mit den Autobahnen A241, A24 und dem Flughafen Parchim 
ein leistungsfähiges Verkehrszentrum entstehen lassen. Dieses Ver­
kehrszentrum Ist zugleich eine hervorragende Infrastrukturelle Vor­
aussetzung fUr die Ansiedlung von Industrie und Gewerbe. 

6. Unsere Landwirtschaft - Grundlage tm ländlichen Raum 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei prägen die Land­
schafts- und Siedlungsstruktur unseres Landes. Sie haben mit der 
Ihr eng verbundenen Ernährungswirtschaft herausragende Bedeutung 
fUr dl e Hl rtschaftskraft der l ändl l chen Räume. Ober dl e Erzeugung 
von Nahrungsm1tte l n h l naus 1 s t es 1 hre Aufgabe, dl e Kulturland­
schaft zu pflegen und zu erhalten. Aus diesem Grund hat die Agrarpo-
1 ltlk für die CDU einen sehr hohen Stellenwert. 

Nach erfolgreicher Umstrukturierung haben unsere 
landwirtschaftlichen Betriebe gute Chancen. Die Agrarpolitik der 
CDU zielt auf elne In Europa wettbewerbsfählge und umweltverträgll­
che Landwirtschaft ab. Hlermlt lst untrennbar die Entwicklung der 
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ländlichen Räume als Arbeits- und Wohnstätten der ländlichen 

Bevölkerung verbunden. Die ländliche Bevölkerung darf nicht von der 
Hohlstands- und Einkommensentwicklung der übrigen BevöH·,erung abge­

koppelt werden. 

DI e Agrarpol ltl k ste 11 t s 1 eh der Aufgabe, 1 n Land- und Fors twl rt­

schaft, In Flscherel- und Ernährungswlrtschaft sowie lm ländllchen 

Tourismus die Voraussetzungen fUr wirtschaftlich tragfähige, dauer­
hafte Arbel tspl ätze mit guten EI nkommensmögl 1 chke!ten zu schaffen. 

Darüber hl naus werden wl r d 1 e Bevölkerung lm 1ändl1 chen Raum be 1 

der Schaffung von Beschäftlgungsalternatlven außerhalb der Landwirt­
schaft unterstUtzen. Dle Wirtschaftspolitik wird auch weiterhin 
daher ml t entsprechenden Anrel zen die Ans 1 edl ung von Gewerbe er­

mögl l chen. 

Der agrarpol I tl sehe Handlungsspielraum des Landes wird In starkem 
Maße von den Rahmenbedlnungen der Europäischen Gemeinschaft be­
stimmt. Die Landesagrarpolitik muß sich Insbesondere den aktuellen 

Beschlüssen der EU zur Herstellung des Marktglelchgewlchtes stel­
len. Die CDU akzeptiert jedoch nicht Entscheidungen, die neuent­

wickelte Strukturen gefährden und die Exl stenz vieler Butriebe In 
Frage ste 11 en. Unternehmer! sehe Frei räume und wl rtschaft'l I ehe Per­

spektiven müssen vorhanden sein. 

Wir treten dafür ein, so wenig wie möglich zu reglementieren. Sie 

lst der Auffassung, daß nur leistungsfähige Unternehmenseinheiten 
dem zunehmenden Hettbewerbsdruck im erweiterten europäischen Binnen­
markt standhalten können. FUr die Entwicklung solcher Einheiten 

sind In Mecklenburg-Vorpommern gute Voraussetzungen gegeben. Anpas­
sungshilfen und Ausglelchzahlungen aus nationaler und europäischer 

Finanzierung mUssen Ihren subsidiären Charakter behalten. 

Um eine höhere Effizienz der knappen Haushaltsmittel zu erreichen, 
mUs sen a 11 e Fördermaßnahmen daraufhin Uberprüft werden, ob und 1 n­
wi eweit sie zur Stärkung einer unternehmeri sehen und umwel tver­
trägl l chen Landwirtschaft beitragen. Die gesamten Antrag$verfahren, 
die Verwaltung und die Kontrolle der Fördermaßnahmen sind zu vereln-· 

fachen. 
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D1e Schaffung klarer Elgentums- und Nutzungsverhältnisse ist eine 
wesentliche Voraussetzung fUr eine funktionsfähige Landwirtschaft. 
Unsere Agrarpol Hi k wird auch zukünftig auf der Elgentumsgarantl e 
an Grund und Boden aufbauen. Dabel wollen wir eine möglichst breite 
Streuung des Eigentums erreichen. 

Die CDU fUhlt sich leistungsfähigen und eigenverantwortlich 
geführten landwirtschaftlichen Unternehmen jedweder Rechtsform ver­
pflichtet. Die Unternehmen müssen mit einer ausreichenden 
Produktionsgrundlage ausgestattet sein. 

Um der derzeit niedrigen Eigenkapitalausstattung in den neuen Bun­
desländern Rechnung zu tragen, hat die langfristige Flächenverpach­
tung an einheimische Landwirte Vorrang. Mit der langfristigen 
Verpachtung von rund 65% aller landwirtschaftlichen Flächen und 
weiteren 15 % Verträgen mit Optionen, sind In 
Mecklenburg-Vorpommern mehr Agrarflächen langfristig verpachtet als 
In den übrigen neuen Ländern zusammen. 

FUr die CDU sind die Ergebnisse der Bodenreform im Sinne des 
Einigungsvertrages und des Bundesverfas sungsgerl chtes unantastbar. 
Nach der langfrlstlgen Verpachtung ist Uber gezielte Förderprogram­
me der Eigentumserwerb an Grund und Boden zu erleichtern. 

Zur Stärkung der Landwirtschaft brauchen wir neben der Flurbereini­
gung, die Fortführung der Anpassungshilfen fUr ältere Landwirte und 
Vorruheständler, sowie eine konsequente Aus- und Helterbi ldung in 
der In der Landwirtschaft Tätigen. Damit die Dörfer zukünftig 
wieder attraktive Hohn- und Arbeitsorte werden, wollen wir das Pro­
gramm "Dorferneuerung" fortschreiben. 

Mecklenburg-Vorporrmern hat den größten Umfang an Flächen, die exten­
siv und Im Hege des ökologl sehen Landbaus bewl rtschaftet werden. 
Die Arbeit jedes Landwirtes ist auch als Leistung fUr die Land­
schaftspflege anzuerkennen. Die CDU bekennt sich zu einer Landwirt­
schaft, die die natUrllchen Ressourcen schont. 
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Nachwachsende Rohstoffe 

Die CDU will dle Landwirte ermutigen, zusätzlichen Erwerbsquellen, 
wie zum Beispiel den nachwachsenden Rohstoffen mehr Bedeutung 
beizumessen. Mit der Ansiedlung der ''Fachagentur fUr Nachwachsende 
Rohstoffe" in Meck 1 enburg-Vorpommern werden neue Impulse zur 
Verwendung biogener Rohstoffe filr die Industrie ausgelöst. Die Mark­
terschließung von nachwachsenden Rohstoffen muß In den Roh­
stoff- und Produktionslinien erfolgen, die am ehesten wirtschaft-
11 eh genutzt werden können und dl e größten ökologi schgen Vortei 1 e 
bieten. Durch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit wollen wir das 
das Bewußtsein der Bevölkerung und der Unternehmen fUr diesen Zu­
kunftsmarkt schärfen. 

Ernährungswtrtschaft und Verllliilrktung 

El ne wettbewerbsfäh 1 ge Landwl rtschaft braucht gute \'erarbe 1-
tungs- und Absatzmögl i chk.ei ten. Um den Absatz unserer Produ~.te 1 ang­
fr! sti g zu sichern, setzt dle CDU auf eine Ernährungswirtschaft, 
die sich durch hohe Produktqualität und wirtschaftliche Produktions­
weise am europäischen Markt und weltweit behaupten kann. Deshalb 
sind Erzeugergemel nschaften zu fördern. DI e natUr 11 chen Voraus set­
zungen fUr dle Produktion unbelasteter und hochqualltatlver Agrar­
produkte sind In Mecklenburg-Vorpommern besonders günstig. Dem wird 
auch durch eine entsprechende Absatzförderung Rechnung uetragen. 
DarUber hinaus wollen wir in der Zukunft unsere einhE~lmlschen 

Erzeugnisse gezielter vermarkten. 

Efftziente Forstwirtschaft und Ftscheretwtrtschaft 

Es liegt im Interesse der gesamten Bevölkerung, einen gesunden 
Ha 1 dbes tand zu schaffen und zu erhalten. Der Wa 1 d hat eine große 
Bedeutung für Wirtschaft, Umwelt und Fremdenverkehr. Wir wollen 
daher die Natur-, Schutz- und Erholungsfunktion der Wälder stärken. 
Die CDU tritt dafür ein, daß auch in Zukunft die Aufforstung 
innerhalb einer forstlichen Raumplanung festgelegt wird. Um dle 
Waldschäden weiter zu vermindern, 1 st es drl ngend erfo-rderl i eh, 
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wl rkungsvol l e Maßnahmen fUr e 1 ne saubere Luft zu ergrel fen. Wa 1 d 
soll privatisiert werden, soweit er nicht fUr öffentliche Zwecke 
genutzt wird. 

Mecklenburg-Vorpommern Ist das gewässerreichste Bundesland. 
Fischerei und Angelsport haben bei uns traditionell eine große 
Bedeutung und gehören zur Identität des Landes. Die Strukturkrl se 
der FI schere! und der damit verbundene Umstrukturl erungsprozeß 1 st 
nicht allein durch die Förderung der Europäischen Union, des Bundes 
sowie des Landes abzufedern. Deswegen wollen wir mit einem eigenen 
Programm diesen Wirtschaftsbereich unterstUtzen. Wesentlich sind 
dabei die Modernisierung der Fischereifahrzeuge und der Aufbau 
einer wettbewerbsfähigen Fischereiverarbeitung. DarUber hinaus soll 
die heimische Fischerei bei der Erschließung neuer Märkte und 
Absatzwege unterstUtzt werden. Stll l egungsprämi en und weltere 
soziale Flanklerungsmaßnahmen runden das Fischereikonzept ab. 

7. Bauen und Mohnen - fUr lebenswerte Städte und Gelllelnden 

DI e Verbesserung der Wohnbedl ngungen und die Neugestaltung der Le­
bensräume in unserem Land gehören zu unseren wichtigsten Aufgaben. 
Wir bekräftigen mit Nachdruck unsere politische und soziale Verant­
wortung für das Wohnen als existentielles BedUrfnls der Menschen. 
Durch die Regelung der Altschuldenfragen und mit erheblichen flnan­
zlel len Kraftanstrengungen konnten in den letzten vier Jahren be­
re lts Uber 300. 000 Wohnungen modern 1s1 ert, in Stand gesetzt oder 
neu gebaut werden. DI e Voraussetzungen fUr wi rtschafl t 1 eh gesunde 
Wohnungsunternehmen s l nd geschaffen, der Verfa 11 der hl s tor 1 sehen 
Bausubstanz 1 n den Ortskernen aufgehalten, dl e s tädtebau 11 ehe Er­
neuerung ist eingeleitet. Von unserer Wohnungs- und Städtebaupoli­
tik gehen nicht nur deutliche Impulse für mehr Lebensqualität aus, 
sie sorgt auch durch ein Investitionsvolumen von bisher Uber 
10. Mrd. DM fUr sichere Arbeitsplätze In der Bauwirtschaft. 

Diese erfolgreiche Politik wollen wir fortsetzen. Dabei sind wir 
uns bewußt, daß Bund, Länder und Gemeinden auch neue Wege einschla­
gen müssen, daml t in guter Qua 11 tät ein ausreichender Wohnungsbe­
stand zu bezahlbaren Mieten entstehen kann. 
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Der Schaffung von bre1t gestreutem Hohnungse1gentum r11umen wir 
dabei Prlorltät ein. Um Anreize für die Privatisierung zu schaffen, 
slnd neue SteuervergUnstlgungsformen wle z. B. die steuerllche 
BegUnstlgung von Genossenschaftsantellen vorbehaltlos zu prUfen. 

Damlt für alle angemessener Hohn raum zu bezahl baren Preisen ges 1-
chert werden kann, wo 11 en wl r dem Hohnge l d el ne stärkere Bedeutung 
beimessen. Hohngeld lst keln staatliches Almosen. Es slctert viel­
mehr dle Bezahlbarkeit von Mieten, ohne unzulässlg und kontraproduk­
tiv in den Markt einzugreifen. FUr dle CDU lst Hohngeld soziales 
Recht. Hohnungen mUssen bezahlbar bleiben. 

Das Entstehen elnes freien Hohnungsmarktes fördern wir mit günsti­
gen Rahmenbedingungen fUr den Hohnungsneubau und die Wohnungssanie­
rung. Notwendig 1 s t, daß die Kommunen ausre 1 chend bezah 1 bares Bau-
1 and zur Verfügung stellen. Planungs- und Verwaltung;verfahren 
mUssen beschleunigt und UberflUssige Regelungen ausgesetzt werden. 
Mit dem Entwurf der neuen Landesbauordnung hat dle Landesregierung 
bereits elnen wlcht1gen und auch für andere Länder be1sp1•lgebenden 
Schritt ln dlese Richtung getan. 

Die CDU setzt sich dafUr ein, daß be1m Bauen auch lmmer d1e 
BedUrfnl sse von Behl nderten beachtet werden. Ebenso fördern wl r, 
klnder- und 
Hohnumfeld. 

famlllenfreundliches Bauen sowle eln menschliches 
Gerade in den großen Städten ist dies eine besondere 

Herausforderung, der durch entsprechende Entwicklungspläne und 
unter Vermeidung der städtebaulichen Fehler der Vergangen1eit Rech­
nung getragen werden muß. 

8. Mehr Arbeitsplätze Im Tourls1111s 

Mecklenburg-Vorpommern ist mit seinen Naturschönheiten, seiner 
Küsten- und Seenlandschaft zurecht eines der beliebtesten Ur­
laubsländer Deutschlands geworden. Tourismus und Frelzeitwirtschaft 
s1nd wichtige und integrale ßestandtelle der Hlrtschaft unseres Lan­
des. Damit wir das natUrliche Kapital des Tourismus erhalten 
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können, wollen wir konsequent eine umweltverträgllche Freizeltwirt­

schaft verwirklichen, die Ihre Grenzen dort findet, wo sie zu unver­
träglichen Eingriffen In die Umwelt fUhren und damit sowohl ökolo­
gisch als auch ökonomisch Schaden anrichten würde. 

Der Tourismus leistet jetzt schon einen erheb! lchen Beitrag zur 
Beschäftigung Im Land. Unser Ziel Ist es, daß er bis zur Jahrtau­

sendwende direkt und Indirekt 100.000 Arbeitsplätze bereltstel lt. 
Damit dies erreicht werden kann, wollen wir, den zur Zelt saisonal 

ausgeprägten Tour! smus Schritt fUr Schritt l n el ne ganzjährl g a t­
trak tl ve Freizeltwirtschaft UberfUhren. Dazu gehört auch die Errich­
tung eines landesweiten touristischen Informations- und Reservle­
rungssystems sowie zusätzliche kulturelle und sportliche 

Freizeltmöglichkeiten. 

Tourismus Ist eine klassische Mlttelstandsdomäne. Die CDU setzt 
sich daher dafUr ein, vorrangig kleine und mittlere Betriebe der 

Tour! smusbranche zu fördern. Al 1 erd! ngs mUssen auch Fer1 enzentren 
und andere Tour! smusgroßprojekte verwl rk 11 chbar sein, wenn s 1e um­
wel tverträgl l ch sind und die örtlich gewachsenen Strukturen berilck­

slchtlgen. 

Neben der klassischen Form des Urlaubstourismus sieht die CDU als 
große Chance fUr eine ganzjährig betriebene Freizeltwirtschaft auch 
den Bere 1 eh des Gesundhe l tstouri smus mit Kurk l in l ken, He 11 bädern, 
Rehabilitationszentren usw. an. Hlr werden alles tun, diesen Be­
reich Insbesondere auch unter Einbeziehung privater Anbieter auszu­
bauen. 

Die CDU unterstützt die Arbeit der Verbände und Vereine als ein 
wichtiges Element zur Stärkung des Fremdenverkehrs In Mecklenburg-­
Vorpommern. Darüber hinaus unterstützen wir alle Initiativen, das 
Marketing zu verbessern und Sympathiewerbung für unser Land zu be­

treiben. 
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9. Forschung und Technologte: Investttlon In sichere und zu­

kunftsträchtige Arbeitsplätze 

Investltlonen In Forschung und Technologie sind Investl·:ionen in 
die Zukunft unseres Landes. Wissenschaftliche Ergebnisse und Innova­
tionen, die heute In den Laboratorien erarbeitet werden, bestimmen 
morgen den Erfolg auf neuen Märkten. Die Forschungs- und Entwick­
lungspotentiale müssen daher weiter gestärkt werden. 

Unsere Forschungspolitik zielt auf eine leistungsfähige Fe>rschungs-
1 andschaft. bestehend aus s taat 11 chen und prl va ten Einrichtungen, 
die durch eine wirtschaftsnahe Ausrichtung Ihren Beitrag zur Verän­
derung der WI rtschafts s truktur und damlt zur Schaffung zukunfts s 1-
cherer Arbeitsplätze leisten. Dabei können wir auf dem bisher Er­
reichten aufbauen: 

die Satellitenbodenstation Neustrelitz <des Forschungszentrums 
der Deutschen Luft- und Raumfahrt/Außenstelle) 

- das Institut fUr Ostseeforschung Warnemünde 
- Das Institut fUr Atmosphärenphysik Kühlungsborn 

das Institut fUr Niedertemperatur-Plasmaphysik Grelfswa'ld 
die Fraunhofergesellschaft-Außenstelle für Graphische Datenverar­
be ttung Rostock 

- die Landesforschungsanstalt GUstrow-Gülzow 
- die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe Güstrow 
- das Wossidlo-Archiv 
- die Forschungsanstalt Dummerstorf 

Diese Einrichtungen bilden zusammen mit den Universitäten und Fach­
hochschulen unseres Landes, der Ansiedlung des Max-Planck-Institu­
tes für Hochtemperaturplasmaphyslk, dem Aufbau von fünf leistungs­
fähigen Technologie- und Innovationszentren und den Einrichtungen 
aus der Industrieforschung einen leistungsfähigen Kern der For­
schungslandschaft Mecklenburg-Vorpommern. 

Zur Komplettierung unserer Forschungselnrlchtungen strebt dle CDU 
dle Ansiedlung weiterer Institute der Fraunhofergesellschaft und 
der Max-Planck-Gesellschaft an. Mit der Stärkung und Neuansiedlung 
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von staatlichen Forschungsinstituten will die CDU erreichen, daß 
mittelfristig 2.000 Menschen tn diesen Einrichtungen beschäftigt 
werden. Durch unsere Politik und insbesondere die Schaffung von 
gUns t 1 gen Rahmenbed 1 ngungen tragen wl r dazu be 1 , 1angfr1 s t i g d 1 e 
Zahl von 10.000 Beschäftigten In der Industrieforschung zu errei­
chen. Hierzu gehört ganz besonders die UnterstUtzung der GrUndung 
von technologleorlentlerten Unternehmen. Dabei will die CDU vor 
a 11 em dl e Innovationskraft k 1 el ner und ml ttl erer Unternehmen 
stärken. 

Mecklenburg-Vorpommern hat In einigen Bereichen Standortvorteile ge­
genüber den anderen Bundesländern. Auf der Grundlage eines kontlnu-
1erl1 chen s trategl sehen DI alogs zwl sehen HI ssenschaft, HI rtschaft 
und Politik zur Findung von Forschungsschwerpunkten und zur Verbes­
serung der Forschungs- und Innovations- und Anwendungsprozesse 
sowie unter BerUcksichtlgung der natürlichen und historischen Gege­
benheiten des Landes wl 11 die CDU besonders die Forschung und die 
technologische Entwicklung In folgenden Bereichen stärken: 

- Biotechnologie 
Nachwachsende Rohstoffe 
Fertigungstechniken <Insbesondere Im Bereich der maritimen Hlrt­
schaft und des Maschinenbaus> 

- medlzlnslche Forschung und Medizintechnik 
- Umwelttechnologien und Umwelttechnik 

Luft- und Raumfahrttechnik 
Hoch- und Nledertemperaturplasmaphyslk 

- Meeresforschung 
- Klimaforschung 

Informatik und Softwareentwicklung 
- Geothermie 

Unser Ziel Ist es, mit den Verantwortlichen In der Wissenschaft und 
H1rtschaft des Landes auf der Basis klarer Konzepte eine moderne 
wissenschaftlich-technische Infrastruktur zu schaffen, die Insbeson­
dere die Innovationskraft und damit die Wettbewerbsfähigkeit der Un­
ternehmen Im Land verbessert. Der Technologietransfer sollte durch 
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Drittmittelforschung verbessert werden. Ergebnisse aus der angewand­
ten Forschung müssen schnel 1 In Innovative Produkte umges1itzt wer­
den. Innerhalb und im Umfeld der Hochschulen will dle CDU daher Ein­
richtungen schaffen, die als Bindeglieder zwischen Hochschulen, 
außer uni vers 1 tären Forschungseinrichtungen und der HI rtschaft wir­
ken. 

Neben der vollen Nutzung der Fördermittel von EU und Bund Ist es 
nötig, daß das Land die Forschung und den Technologietransfer als 
strategl sehen Schwerpunktberei eh fördert. Dabel sehen wl r folgende 
Schwerpunkte: 

Förderung von Produkt- und Verfahrensinnovationen 
Förderung von Technologieberatung und -transfer 

- Unterstützung von Technologie- und Innovationszentren 
- Gewährung von Bürgschaften und Darlehen fUr dle Umsetzung von In-

novationen in der Anwendung 
- Qualiflzlerungsprogramme fUr Unternehmensgründer Im innovativen 

Bereich 

Die CDU wird darauf drängen, daß die legitimen Interessen des Lan­
des bei der Neuansiedlung oder Erweiterung der vom Bund geförderten 
Forschungseinrichtungen mehr als bisher berücksichtigt werden. 

10. Stabile Finanzen sichern die Zukunft 

Trotz der Vielfalt der zu bewältigenden Aufgaben gilt es, die Stabi­
lität der Staatsfinanzen zu wahren. Hir wollen mit unserer Politik 
auch e 1 nen Beitrag zur Bekämpfung der Prei ss te i gerungen leisten. 
Hohe Inflationsraten sind unsozial. Sie beschneiden die Einkommen 
von Arbeitnehmern, Arbeitslosen und Rentnern gleicherm11ßen. Wir 
sind daher froh, daß sich die Inflationsrate ln diesem Jahr vermut­
lich halbieren wird. Diesen Erfolg wollen wir nicht gefährden. Er 
br1ngt den BUrgern 1m lande letztlich mehr, als ungebremste Ausga­
benprogramme, die nur durch zusätzl !ehe Schulden finanziert werden 
können. 



- 24 -

Auch in Mecklenburg-Vorpommern zeigt sich, daß die CDU mit Geld um­
gehen kann. Bei den Investitionsausgaben pro Kopf liegen wir an der 
Spitze aller Bundesländer, trotzdem verfUgen wir über die geringste 
Pro-Kopf-Verschuldung. Mit unserer Finanzpolitik leisten wir damit 
einen ganz wesentlichen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes. 

Auch die Steuereinnahmen signalisieren, daß wir auf dem richtigen 
Weg s 1 nd. 1993 1 agen dl e tatsäch 1 i chen Einnahmen um 157 MI o. DM 
Uber den Schätzungen. Wichtig Ist hierbei, daß die Steuermehreinnah­
men aus der zunehmenden wirtschaftlichen Aktivität, Insbesondere 
der Ansiedlung und NeugrUndung zahlreicher Betriebe, herrUhrern und 
nicht aus Steuererhöhungen. Ab 1995 wird sich die Finanzausstattung 
weiter verbessern durch die Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbezie­
hung, die dem Land zusätzll eh ca. 2 Mrd DM zur VerfUgung ste 11 t. 
Auch dies ist ein Erfolg der CDU, die den Länderfinanzausgleich 
gegen den teilweise erbitterten Widerstand der Opposition Im Bundes­
tag und Bundesrat durchgesetzt hat. 

Von diesen Mehreinnahmen profltl ert nl cht nur der Landeshausha 1 t 
sondern auch d 1 e Kommunen. Die CDU wl rd sieh dafUr e 1 nsetzen, daß 
die Kommunen an den höheren Landeseinnahmen beteiligt werden. 

Wir werden auch zukUnftlg die Finanzen In Ordnung halten. Ziel unse­
rer Politik Ist es, durch die steigende Steuerquote die Kredltflnan­
zl erung zurUckzudrängen. Gl elchzel tl g werden wl r mltte lfrl stl g das 
Gesamtausgabevolumen reduzieren, nachdem die vordringlichste Aufbau­
leistung erfolgt ist. 

Die Landesverwaltung werden wir auf den Kernbestand staatlicher Auf­
gaben reduzieren. Das Motto "So wenig Staat wie mögl Ich, so viel 
Staat wie nötig" ist fUr uns der Grundsatz allen Handelns. Dies rea­
lisieren wir beispielsweise dadurch, daß wir landeseigene Vermögens­
objekte - soweit sie nicht Verwaltungszwecken dienen - veräußern 
oder Privaten zur Nutzung Uberlassen. Dies Ist praktizierte Markt­
wirtschaft. 
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Trotz der gegenwärtig gUnstigen Bedingungen aufgrund des neugeordne­
ten Länderfinanzausgleichs ab 1995 müssen wir In der Flnanzpolltlk 
Prioritäten setzen. Nicht alles WUnschenswerte Ist auch finanzier­
bar. NI emandem 1 st gedl ent, wenn jetzt 1 n unverantwortl 1 c~er Hel se 
Gelder ausgegeben werden, die später zu hohen Zinszahlungen und 
daml t zur Beschnel dung des pol itl sehen Spl e l raumes führen. Unsere 
Finanzpolitik trägt den derzeitigen Aufbauerfordernissen voll Rech­
nung, ohne daß wir dabei 1 n unverantwortl 1 eher Weise zu Lasten 
zukUnftiger Generationen Geld ausgeben. Dies werden wir auch In Zu­
kunft Im Sinne stabiler Finanzen, stabilen Geldwertes und der Fair­
ness gegenUber nachfolgender Generationen nicht tun. 
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III. Der einzelne und die Geselschaft- Solidadt6t und Verantwortung 

J. FUr elne lelstungsfählge und gerechte Sozlalpolltlk fUr dle Menschen 

Nach unserem Verständnis Ist Sozialpolitik Hilfe zur Selbsthilfe 
und wird wesentlich mitbestimmt durch Selbstverantwortung der 
BUrger und Soll darltät unter den Menschen. Ho dem El nze l nen aber 
ein Leben In HUrde aus eigener Kraft nicht mögl Ich Ist, muß der 
Staat elngrelfen. Ebenso ist er gefordert, dle Solidarität zwischen 
leistungsstarken und Leistungssehwachen herzustellen und diejenigen 
zu unterstUtzen, die auf Grund besonderer Verhältnisse sonst sozial 
benachteiligt wUrden. 

Fast alle großen Sozialgesetze der vergangenen 40 Jahre gehen auf 
die Initiative der Christlich Demokratischen Union zurUck. So z. B. 
das Betriebsverfassungsgesetz, das Arbeltsförderungsgesetz, der Fa­
mi l ienlastenausglelch, das Krlegsopferversorgungsgesetz, die dynami­
sche Rente, die gesamte Sparerförderung und das Bundessozialhilfege­
setz. In der Zeit seit der ReglerungsUbernahme 1982 haben wir die 
Renten gesichert und nach der Hledervereinlgung ein elnheltl lches 
Rentenrecht 1 n ganz Deutsch 1 and ei ngefUhrt. Hi r haben das Gesund­
he l tswesen auf eine finanziell tragfähige Grundlage gestellt, erst­
malig Pflegeleistungen Im Rahmen der Sozialversicherung elngefUhrt, 
die Anerkennung von Erziehungszelten in der Rentenversicherung 
durchgesetzt sowie Erz! ehungsge 1 d und Erzlehungsurl aub el ngefUhrt. 
Dies alles sind Erfolge der CDU. Auch in der Zukunft werden wir 
dafUr sorgen, daß die sozialen Sicherungssysteme leistungsfähig 
bleiben. 
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Sozlalpolltlk darf den Leistungswillen des elnzelnen nicht er~etzen 
oder 1 ähmen. Das verantwortungsbewußte Verhalten der Men >chen muß 
die Grundlage unseres Gemeinwesens sein, damit zugunsten der wlrk-
1 Ich BedUrftlgen Raum zum Handeln und Helfen verbleibt. soziale Ge­
rechtigkeit beinhaltet daher, daß die Mittel des Sozialstaates den­
jenigen zur VerfUgung gestellt werden, die der Hilfe auch wirklich 
bedUrfen. Mißbrauch werden wir entschieden bekämpfen. 

Die nächste sozialpolitische Aufgabe ist die Verwlrkllchung einer 
solidarischen Pflegeversicherung nach dem UmlageverfahrE!n. Durch 
die Pflegeversicherung darf die Gesamtbelastung der Mlrtschaft 
nicht steigen. 

Wir werden die Pflegeversicherung so konzipieren, daß sie als vier­
te Säule des sozialen Sicherungssystems einen deutlichen Fort­
schritt für dl e Pfl egebedUrftl gen darste 11 t. Insbesondere wl rd s 1 e 
verhindern, daß der Pflegefall automatisch den Sozialhilfefall be­
deutet. 

NachdrUckllch unterstUtzen wir den Aufbau eines dichten Netzes frei­
er Träger. Die Sozialpolitik In Mecklenburg-Vorpommern wird nach un­
serem Selbstverständnis gemeinschaftlich vom Land, den Kommunen, 
den freien Verbänden, den öffentl 1 eh rechtlichen Trägern und 1 nsbe­
sondere den Kirchen realisiert. 

2. Aktlve ArbeHslllilrktpollttk t11 Interesse der Bürger 

DI e derzei tl ge Lage auf dem Arbeitsmarkt erfordert auch wel terhi n 
eine aktive Arbeltsmarktpol 1tik. Fortbildung und Umschulung sowie 
Arbe! tsförderungsmaßnahmen s 1 nd wesentl i ehe Angebote zur Anpassung 
an den Arbeitsmarkt. Dle CDU bekennt sich daher zu geelgneten 
Maßnahmen der aktiven Arbeltsmarktpol ltlk, wie ABM, Lohnkosten­
zuschUssen und den Mögl 1 chkei ten nach § 249 h Arbeitsförderungsge­
setz. Die CDU unterstUtzt alle Maßnahmen, die gegen den Mißbrauch 
der Arbeltsförderung gerichtet sind. Wir wollen die Arbe'itsförder­
maßnahmen zunehmend darauf orientieren, Dauerarbeitsplätze zu schaf­
fen. 
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DI e CDU wl 11 insbesondere dl ejenlgen fördern, dl e besonders hart 
von der schwierigen Arbeitsmarktsltuatlon betroffen slnd; dazu 
gehören In erster Linie Frauen und die 50 bis 60-Jährlgen. Von be­
sonderer Bedeutung sind gezielte Umschulungsmaßnahmen sowie 
Aus- und Helterblldungsangebote. Dabei sind die Angebote von freien 
Bildungsträgern Im ländlichen Raum stärker In Anwendung zu bringen. 
Mobll ltätsfördernde Maßnahmen, wie dle Verbesserung des ÖPNV, sol­
len dle Vermittlungs- und Einsatzchancen der Menschen lm ländlichen 
Raum verbessern he 1 fen. Mlt gezl e 1 ten Hll fen des Landes wo 11 en wl r 
die Einstellung Langzeltarbeltsloser unterstUtzen. 

HI r werden auch 1 n dl esem Jahr wl eder s 1cherste11 en, daß a 11 e Ju­
gendl l chen, die einen Ausbildungsplatz wünschen, diesen auch bekom­
men können. Dabei Ist zu al lererst die Hlrtschaft lm Land gefor­
dert. 

Der Flexlblllslerung von Arbeitszelten mißt die CDU eine besondere 
Bedeutung zu. Je mehr Dauer und Formen der Arbeitszelt den HUnschen 
der Arbeitnehmer entsprechen, desto mehr Arbeltsp l ätze werden ge­
schaffen. Eine flexibler gestaltete Arbeitszelt sollte daher Vor­
rang vor einer generellen VerkUrzung haben. 

Die CDU wird die Teilzeltarbeit dadurch fördern, daß Umsteiger von 
Vo 11 ze lt- zu Tel 1 zeltarbe lt fUr el ne begrenzte Ze 1 t Bestandsschutz 
für dl e Leistungen der Arbei tslostenversi cherung erhalten. So 
braucht ein Umsteiger nicht zu befürchten, Im Falle von Arbeitslo­
sigkeit schlechter gestellt zu sein als vorher. Hlr fordern die Ta­
rifpartner auf, vermehrt die neuen Teilzeltmöglichkeiten zu nutzen. 
Flexible Arbeltzeltregelungen entsprechen sowohl den HUnschen der 
Arbeitnehmer als auch den Interessen der Arbeitgeber. 

Eine zusätzliche Entlastung fUr den Arbeitsmarkt kann auch Uber die 
Steigerung der Eff1zlenz der Arbeitsvermittlung erreicht werden. 
Deshalb wollen wir ergänzend zur Vermittlungstätigkeit der Ar­
beitsämter auch gewerbliche Arbeitsvermittler zulassen. Hlr un­
terstUtzen das Vorhaben, private Arbeitsvermlttlung Im Rahmen eines 
Pilotprojektes In Mecklenburg-Vorpommmern zu erproben. Private Ar­
beitsvermittlung sollte sich allerdings auch den Langzeitarbeitslo­
sen wldmen. 
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Dt e CDU Meck 1 enburg-Vorpommern tritt dafür el n, die Maßnahmen der 

aktiven Arbeitsmarktpolitik auf eine breitere Finanzierungsbasis zu 

stellen. Die Arbeitslosenversicherungsbeiträge sollen v<>rnehmllch 
der FI nanzi erung von Lohnersatzleistungen dienen. Strukturpol lti­

sche Maßnahmen, wie die gesamte aktive Arbeltsmarktpolitl~., sollten 

aus dem Bundeshaushalt finanziert werden. 

3. D1e Fi1111111e - Grundlage unseres Ge11etnwesens 

In der Faml l ie können die Eigenschaften und Fähigkeiten der Men­
schen am s 1 nnvol l sten entwi cke 1 t werden, die Voraussetzungen für 
eine freie und verantwortliche Gesellschaft sind: Llebe und Vertrau­
en, Toleranz und Rücksichtnahme, Opferbereitschaft und Mitverantwor­

tung, Selbständigkeit und Mündigkeit. 

In unserer Gesellschaft leistet die Familie nach wie vor Dienste, 
die weder hinsichtlich ihres ideellen Wertes noch materiell zu be­

zahlen sind. Hir bekennen uns daher ausdrUckl Ich zum Auftrag des 

Grundgesetzes, die Familie besonders zu schützen und zu fördern. 

DI e CDU-Mecklenburg-Vorpommern setzt s 1 eh dafUr e 1 n, daß d1ir Fam1l 1-

en las tenausgl el ch weiter verbessert und langfristig neu gestaltet 
wird. Es muß eine differenzierte Besteuerung des Famll len1!inkommens 
eingeführt werden, die die Zahl der Famll ienangehörigen lc.onsequent 
berücksichtigt. Her Kinder hat, soll deutlich weniger Steuern bezah­
len. EI ne sol ehe Steuergerechti gke lt unterstützt auch die Erzi e­

hungs l ei stung von Alleinerziehenden. 

Wir treten dafür ein, daß landesweit das Netz der freien und ge­
meinnützigen Träger mit ihren umfangreichen Beratungs- und Hilfsan­
geboten fUr Familien, Schwangere, Alleinerziehende und Menschen mit 
besonderen Problemen ausgebaut wird. 
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Für die Familien, insbesondere für dle sozial Schwächeren und 
Alleinerziehenden wollen wir die Leistungen aus dem Landeshaushalt 
erhöhen, Indem wir ein elnkommensabhänglges landesweites Erziehungs­
geld bis zum dritten Lebensjahr zur materiellen Unterstützung von 
benachteiligten Familien einführen. 

Hlr wollen das Angebot von famlllenfreundllchen Stätten weiter er­
höhen, dam1t ausreichend Mögl lchkeiten geschaffen werden, für die 
kostengünstlge Erholung von Kindern und Eltern. Hierzu sind Insbe­
sondere die Stiftungen und gemeinnützigen Vereine aufgefordert, 
ihre Beiträge zu leisten. Die CDU wird sie dabei unterstützen. 

Hlr werden auch in Zukunft jedem Kind einen Kindergartenplatz garan­
tieren. Für unter 3-jährlge und Kinder im Grundschulalter un­
terstützt die CDU die bedarfsgerechte Bereltstel lung von Kinderbe­
treuungsplätzen. Den Aufbau eines breiten Netzes an Tagespfle­
geplätzen werden wir vorantreiben. 

Hlr wollen Kinderbetreuungsplätze, die einen vertretbaren Elternbei­
trag ausweisen. Zu diesem Zweck werden wir die Träger der Einrich­
tungen auch mit Investitionszuschüssen unterstUtzen, um die Be­
triebskosten zu senken. 

4. Frauen und Männer: auf allen Ebenen Gletchberechttgung verwtrkltchen 

Die CDU Mecklenburg-Vorpommern tr1tt ein fUr eine partnerschaftl 1-
che Gesellschaft, In der Frauen und Männer alle Bereiche des priva­
ten und öffentl 1 chen Lebens m1tel nander verantwortl 1 eh gestalten. 
Ho Frauen 1 n FUhrungspos1tl onen von Staat, Hi rtschaft und Gese 11-
schaft unterrepräsentiert sind, sehen wir unsere Aufgabe in der Be­
seitigung bestehender Nachteile und der konsequenten Förderung von 
Frauen. 

Hlr lassen uns von der Oberzeugung leiten, daß es nicht Aufgabe des 
Staates sein kann, Frauen oder Männern ein bestimmtes Rollenbild 
vorzugeben. Die CDU will dazu beitragen, daß Frauen und Männer Fami­
lie und Arbeitswelt besser als bisher verbinden können. Hlr wollen 
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eine wirkliche Wahlfreih~lt. Dazu zählen nach unserer P,uffassung 

flexible famlienfreundllche Arbeitszelten, bedarfsgerechte Öffnungs­
zeiten der Kl ndergärten und Kindertagesstätten, k l ndgerechte Ganz­

tagsbetreuungsangebote auch in den Schulen sowie ein stärkE,res Enga­

gement der größeren Unternehmen bei der Kinderbetreuung. 

Für Frauen und Männer, die Ihre Erwerbstätigke1t der Kinder wegen 

oder aus Gründen von Pflegetätigkeit unterbrechen, *'llen wir 
Förderprogramme für Berufsrückkehrerl nnen und -rückkehrer ei nrl ch­

ten. Dabei muß der öffentliche Dienst eine Vorbildposltion einneh­

men. 

Dle CDU plädiert für eine konsequente gesellschaftliche Anerkennung 
der Faml 1 lenarbelt, der KI ndererzl ehung, der Pflege älterer Men­

schen und Menschen mit Behinderungen. Wer sich freiwillig fUr diese 
Aufgaben entscheidet, soll mit einem eigenen Rentenanspruch für 

diese Aufgabe abgesichert werden. 

Wir werden uns dafür einsetzen, daß besonders von Arbeit·;loslgkelt 
betroffene Frauen durch Ausbl 1 dungs- und Qua 11 fl zl erung·;maßnahmen 

sowl e gee 1 gneten Förderprogrammen dl e Rückkehr 1 n das B1~rufs 1 eben 
ermögl l cht wl rd. Für den 1 ändll chen Raum s l nd besondere 1°örderpro­
gramme auszuweiten. 

Die CDU setzt sich für ein famillen- und frauenfreundlich1!s gesell­
schaftliches Umfeld ein und fördert Aktivitäten zur Bekär~pfung von 

Gewalt l n der Famn l e und gegen Frauen. Für Nots Hua t i OnE'n l st el n 

quantitativ und qual ltatlv ausreichendes Angebot wie Fra·Jenhäuser, 

Not- und Sorgentelefone, Ehe- und Familienberatungsstellen usw., an­

zubieten. 

5. Jugendpolitik 

Der überwiegende Tell der Jugend hat klare Wertvorstellungen: Frie­
den in der Welt, Freundschaft, Frei helt des Denkens und Hande 1 ns 
sowie familiäre Sicherheit. Die viel zitierte Gewaltbereitschaft 
gibt es nur bei wenigen jungen Menschen. Die übergroße Me1rheit von 

ihnen will Konflikte friedlich lösen. 
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Die Politlk muß Rahmenbedingungen schaffen, damit dle freien 
Träger, die Kirchen, die Gewerkschaften und dle Jugendverbände Ori­
entierungshilfen anbieten, die den jungen Menschen Perspektiven fUr 
das elgene Leben geben. 

W1r brauchen eine weltoffene, aufgeklärte Jugend, dle frei von na­
tlonal istischer Uberheblichkeit, aber auch frei von nationalen Mln­
derwertigkeitsgefUhlen ist. Einen sinnvollen Weg zu dieser Grundhal­
tung sieht die mecklenburg-vorpommerische CDU im internationalen Ju­
gendaustausch. Deshalb wollen wir uns neben den bestehenden Jugend­
werken besonders fUr einen Austausch mlt den Ostseeanrainerländern 
einsetzen. DarUber hlnaus sehen wir auch im freiwilllgen ökologi­
schen und sozialen Jahr ein sinnvolles Angebot fUr junge Menschen. 
Um die große Nachfrage bei den jungen Menschen zu befriedigen, tre­
ten wir dafUr ein, mehr Plätze zur VerfUgung zu stellen. 

Wir unterstUtzen Jugendverbände, Jugendgruppen und Jugendinitiatl­
ven, die Uber eln reichhaltiges Angebot an sinnvoller Freizeit- und 
Lebensgestaltung hinaus elnen wichtigen Beitrag zur Solldarltät und 
Mltverantwortung erbringen. Gerade auch angesichts der Konkurrenz 
kommerzieller Freizeltanbieter wollen wir die Stellung der ehrenamt­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit verbes­
sern. 

Die CDU fordert dle Kommunen auf, die Im Klnder- und Jugendhilfege­
setz <KJHG) festgelegten Maßnahmen und Hllfen auch konsequent umzu­
setzen. Das Angebot von Jugendbegegnungsstätten und die Förderung 
der Jugendarbeit in den Verbänden muß in Mecklenburg-Vorpommern wei­
ter ausgebaut werden. 

Benachtei 1 i gte und gefährdete Jugendl i ehe wo 11 en wir 1 m Rahmen der 
Jugendsoztalarbelt besonders fördern. Dies gilt auch fUr die Minder­
heit gewaltbereiter Jugendlicher. 
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Im Rahmen der Jugendsozialarbe1t sollen alle Träger der Jugendar­
beit sinnvoll 1 n geeigneten Dachverbänden zusammenarbeite'n. wobei 
insbesondere die Bereitstellung finanzieller Mittel für die Institu­
tionelle Förderung notwendig ist. Es ist ein Anliegen der Jugendso­
zialarbeit, die Jugendarbeitslosigkeit offensiv anzugehen. 

6. Senioren: Selbständigkeit, Slcherhe1t und Geborgenhe1t Im Alter 

Die sozialpolitischen Leistungen des Bundes und des Landes ermögli­
chen den Menschen im höheren Lebensalter ein eigenverantwortliches 
und selbständiges Leben. Es ist unser Anliegen, die Gestaltung 
eines menschenwUrdlgen Lebensabends materiell abzusichern. 

Die Altersrente ist eine unantastbare Säule unseres Sozialsystems. 
Rente ist Alterslohn für Lebensleistung. Das soll auch so bleiben. 

Die Zahl der älteren Menschen und ihr Anteil an der Gesamtbevölke­
rung wird in den nächsten Jahren deutlich zunehmen. Viele Senioren 
bleiben bis ins hohe Alter körperlich und geistig in der Lage, ihr 
Leben eigenverantwortlich zu gestalten und einen wertvollen Beitrag 
für d1e Gesellschaft zu leisten. 

Damit die älteren Menschen ihre Erfahrung, Ihre Tatkraft und ihr En­
gagement zu Ihrem eigenen und dem Nutzen aller einbrlnge1 können, 
wollen wir den alten Menschen ermöglichen, Ihren Lebensabend 
in 1 hrer vertrauten Umgebung zu verbrl ngen. Hi r werden uns daher 
für den Bau altengerechter Hohnungen in den Städten und Gemeinden 
einsetzen. 

Alten- und Pflegeheime sollen nicht a,bselts vom gesellschaftlichen 
Leben liegen, sondern sie sollen Zentren der Begegnungen und selbst­
vers tänd 1 i eher Bes tandte 11 von Hohn- und Frei zeltbere 1 chen werden. 
Dazu gehört auch eine senlorengerechte Verkehrsinfrastruktur. 

Treffpunkte und mobile Dienste können ebenfalls die Selbständigkeit 
und Eigeninitiative alter Menschen fördern. Der Aufbau v'Jn Begeg­
nungsbUros schafft eine Informations- und Kontaktstelle für Men­
schen, dle Hl lfe anbieten, ebenso wie für HI lfesuchende. Auf diese 
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Welse können neue In1t1at1ven w1e "Alt h1 lft Jung" 1ns Leben geru­
fen werden. Helfer und HllfsbedUftlge aus unterschledl1chen Alters­
gruppen und 1n untersch1edllchen Lebenss1tuat1onen, z. B. klnderre1-
che Fam111en, Allelnerzlehende, Alte und Junge, die Hilfe benötigen 
oder anbl eten, können s l eh an d1 ese BUros wenden. Das Begegnungs­
bUro kann aber auch e1ne Koordln1erungsstelle fUr Selbsthllfeakt1-
vltäten alter Menschen sein. 

Viele Männer und Frauen bef1nden slch Im Vorruhestand. Wir wollen 
aber dle Erfahrung und das Lebenswlssen der älteren Mitmenschen qua­
l iflz1ert nutzen. Deswegen werden wlr uns dafUr e1nsetzen, daß wir 
sinnvolle, entgeltliche aber auch ehrenamtliche Arbe1tsaufgaben fUr 
Senioren schaffen. UnterstUtzung erwarten wir von He1terb11-
dungs- und Beschäftigungsangeboten durch verschiedene Träger der 
Welterb1ldung zugunsten älterer Menschen. 

7. Menschen •lt Behinderungen - Partner In unserer Gesellschaft 

Die CDU hat es sich zur Aufgabe gemacht, die beh1nderten Menschen 
zu Partnern 1 nmltten unserer Gese 11 schaft zu machen. "Integrat Ion 
statt Isolation" und "Rehabllltat1on vor Pflege" s1nd unsere Le1tge­
danken, m1t denen wir eine behindertengerechte Umwelt verwlrkllchen 
wollen. D1es kann aber nicht vom Staat allein bewältigt werden, son­
dern braucht die Mitwirkung aller BUrger. 

Die Regierungsverantwortung haben wir dazu genutzt, im Land die Re­
habl l ltatlon und Integration der Behinderten zu fördern, besonders 
durch den Ausbau der Werkstätten fUr Behinderte, der tellsta­
tionären und sta tlonären Pflege- und Betreuungseinrichtungen sowl e 
der gesamten Betreuungslnfrastruktur. 

Ausbl ldung und Betreuung wollen wlr kUnftlg mögl lchst wohnortnah 
gewährlelsten, und zwar von der Vorschule Uber die Regelschule und 
die welterfUhrenden Schulen bis hln zur Berufsausbildung. Die CDU 
trltt dafUr eln, daß fUr die Ausbildung Behinderter auch neue 
Mögllchkeiten geschaffen werden, z. B. durch Sondereinrlchtungen 
und Abteilungen l n Betrieben und an wei terfUhrenden Schulen sowl e 
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Hochschulen. Dadurch kann die wirtschaftliche Selbständigkeit und 
die Intergratlon von behinderten Menschen entscheidend gefördert 
werden. 

Die Schwerbehindertenabgabe muß zu einem spUrbaren und wirksamen In­
strument zur Schaffung von Arbeitsplätzen fUr Behinderte entwickelt 
werden. Dem öffentlichen Dienst kommt dabei die Vorblldfur,ktlon zu. 

Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten, daß eine behindertengerech­
te Umwelt verwirk 11 cht werden kann. Prl vate Investoren und Bauher­
ren fordern wir auf, bei Planung und Realisierung Ihrer Vorhaben 
die Belange der Behinderten zu berUckslchtlgen. Im öffentlichen Be­
reich erachten wir es als eine Selbstverständlichkeit, daß den 
BedUrfni ssen und den Interessen der Behl nderten Rechnung getragen 
wird. 

8. Gesundhe1tswesen 

Nach der Wende haben wir unsere Krankenhäuser In einem Zustand vor­
gefunden. dl e 1 n kel ner He i se modernen Anforderungen genligen. Trotz 
erheblicher Anstrengungen im baulichen und technischen Bereich be­
stehen noch beträchtliche Nlveauunterschlede zu entsprectenden Ein­
richtungen In den alten Bundesländern. 

Die CDU Mecklenburg-Vorpommern wird auf der Grundlage des Kranken-· 
hausplanes durch verstärkte Investitionen energisch die Konsolidie­
rung der Krankenhäuser, Fachkliniken und der Pflegeeinrichtungen 
auf einem angemessenen und anspruchsvollen Niveau vorantrE!lben. 

Mit dem Landeskrankenhausgesetz, dem Psychisch-Kranken-Gesetz, dem 
Landesrettungsdlenstgesetz und dem Katastrophenschutzgesetz hat die 
CDU 1 n der Reg! erungsverantwortung Hel chenste 11 ungen fiir die Zu­
kunft vorgenommen, die eine finanziell abgesicherte Entwicklung und 
eine anspruchsvolle menschenwUrdlge Betreuung Im Bedarfsfall si­
chern. 
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Wlr setzen uns fUr eine Reform der Krankenhausfinanzierung ein, die 
slch an den tatsächllchen, spez1f1schen Kosten orientiert. Der frei­
en Trägerschaft wird Vorrang gegenUber elner staatlichen oder kommu­
nalen Verwaltung eingeräumt. 

Hlr setzen uns dafUr eln, daß d1e Beiträge zur Krankenversicherung 
nicht unangemessen steigen. Deshalb wollen wir auch ln Zukunft alle 
Hlrtschaftllchkeltsreserven Im Gesundheitswesen nutzen. 

Im ambulanten sozlalpflegerlschen Bereich werden wir vor allem dle 
Elnr1chtungen fördern, dle neben den näheren Aufgaben der kranken­
pfl egerl sehen Betreuung auch Aufgaben Ubernehmen, wl e z. B. die 
hausw1rtschaftllche Versorgung H11fsbedUrftlger, Sozlalberatung und 
die UnterstUtzung der Pflegebedürft1gen und Pflegepersonen durch 
eln entsprechendes Beratungs- und Schulungsangebot. 

Prävention verlängert dl e Gesundhel t und das Leben jedes Menschen. 
Sle vermindert Anzahl und Schwere der Erkrankungen und führt direkt 
zur Senkung der Krankhe1tskosten. Hir rufen alle Menschen zu e1ner 
gesundheitsfördernden, aktiven Lebensweise auf. Da Zlvlllsatlons­
krankenhelten Immer stärker die Krankenversicherungen belasten, wol­
len wlr mit der Einführung von Bonus- und Malussystemen In der Kran­
kenversicherung die gesunde Lebensweise fördern. DarUber hinaus sol­
len dle praktizierenden Ärzte stärker als b1sher einen Präventions­
auftrag erhalten, damit Krankhe lten frUher erkannt werden können, 
und damit viele Kosten erst gar nicht entstehen. 
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IV. Schutz und Erhaltung unserer Umwelt - fester Bestandtel 1 

chrlstdemokratlscher Politik 

1. Vorausschauende IJllweltpolittk 

Mit einer vorausschauenden Umweltpolitik wollen wir uns1ffe Land­
schaften und Naturschönheiten als einen der wichtigsten Standortvor­
te l1 e unseres Landes erha 1 ten und damit die Hel ma t fUr kommende 
Generationen si ehern. Noch 1 mmer bedarf es großer Anstrengungen, 
die Folgen sozialistischer Mißwirtschaft Im Umweltbereich zu besei­
tl gen. Umso mehr s l nd wl r a 11 e dazu aufgefordert, l m Sinne e l nes 
ökologischen Generationenvertrages sorgsam mlt den natürlich Res­
sourcen und den Schätzen unserer Natur umzugehen. Dabei 1 st nicht 
nur dle Politik, sondern jeder einzelne mit seinem persönlichen Ver­
halten gefordert. 

Eine wirksame Politik zur Erhaltung der Schöpfung muß a1Jf unter­
schiedlichen Ebenen ansetzen. Die CDU sieht ihre BemUhungen Im Land 
daher stets auch Im Zusammenhang mit der Vorreiterrolle der Bundes­
regierung im Internationalen Umweltschutz und den ~eltwelten 

Bemühungen, zu einem Gleichgewicht zwischen exlstenznotwendlgem Um­
weltschutz und wirtschaftlicher Entwicklung In den armen Ländern 
der Welt zu gelangen. Die meisten Umweltprobleme, wie z.B. der Er­
halt der einzigartigen Ostseeküste, sind grenzUberschre1tend und 
können daher nur 1 n Zusammenarbeit mit den Ostseeanra i nerstaaten 
gelöst werden. Die konsequente Anwendung des Verursacher- und Vor­
sorgepri nzl ps muß national wie International zur Grundlag1! der Um­
weltpolitik gemacht werden. Der Raubbau an den natUrllchen Ressour­
cen muß verhindert werden. Dies gelingt am ehesten durch eine verur­
sachergerechte Anlastung der Kosten, um finanzielle Anreize fUr um­
weltfreundliches Verhalten zu schaffen. 

Ökologie und Ökonomie stehen nicht Im Widerspruch zueinander. Wirt­
schaftswachstum, soziale Sicherheit und stabile Arbeitsplätze sind 
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auf Dauer dort gesl chert, wo dl e natUrl 1 chen Lebensgrundlagen 1 n­
takt sind. Sanierung und Erhaltung der Umwelt s 1 nd 1 n 1 hrem wl rt­
schaftl l chen, kulturellen und sozialen Hert von zentraler Bedeu­
tung. Unser Ziel ist es, den Fortschritt In Hissenschaft, Forschung 
und Technik fUr eine umweltfreundliche Hlrtschaft einzusetzen. Gera­
de In der Entwicklung und Fertigung von Umwelttechnik sehen wir mit­
telfrl stl g wl chtlge wl rtschaftsfördernde Faktoren fUr unser Land. 
HI rtschaftswachs turn soll n 1 cht mit mehr, sondern mit 1 mmer wen! ger 
Umweltbelastungen, ml t wen! ger Energl e- und Rehs toffverbrauch ver­
bunden sein. Damit dies ermöglicht wird, wollen wir eine marktwlrt­
schaftll ehe Umweltpol ltlk verwl rkl l chen, 1 n der umwe ltfreundl 1 ches 
Verhalten belohnt und umweltschädllches Verhalten bestraft wird. 

2. Naturschutz und Landschaftspflege 

Mecklenburg-Vorpommern ist zu einem Markenzeichen fUr zahlreiche 
und weitgehend Intakte Naturlandschaften geworden, die einen bedeu­
tenden Standortvorteil hinsichtlich der Lebensqualität unserer 
BUrger und BUrgerl nnen sowl e der tourl stl sehen Entwl ck 1 ung unseres 
Landes darstellen. 

Es Ist der Landesregierung gelungen, ca. 13 t der Landesfläche 
unter Schutz zu stellen, eine Größenordnung, die beispielhaft fUr 
die alten Bundesländer Ist. 

Einmalig Ist auch die Erstellung eines flächendeckenden Landschafts­
rahmenp 1 ans, 1 n dem mögl 1 ehe Umweltauswirkungen von Großvorhaben 
analysiert werden. Dadurch kann eine fUr ganz Deutschland vorbildli­
che Planungs- und Investitionssicherheit erreicht werden. 

Die CDU hat den festen HI l len, Naturschutzziele zusammen mit den 
BUrgerl nnen und BUrgern des Landes zu verwl rk 1 i chen, 1 nsbesondere 
mit den betroffenen GrundelgentUmern, Landwirten, sowie mit den Kom­
munen und Naturschutzverbänden. Auf diesen Dialog wollen wir nicht 
verzichten, damit die Sicherung und Entwicklung unserer Naturpoten­
tiale In Schutzgebieten gewährleistet Ist. 
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Die Land- und Forstwirte sollen fUr die Leistungen zur Erhaltung, 
Pflege und Entwicklung der Kulturlandschaften gefördert werden. Das 
Alleenschutz-, GrUnland- und Artenschutzprogramm Ist für diese Ziel­
setzung von tragender Bedeutung. 

Um den Naturraum nicht unnötig einzuschränken, wollen wir den 
flächendeckenden Verbrauch fUr Wohn-, Gewerbe-, Industrie-· und Ver­
kehrsbauten auf das notwendige Maß beschränken. Der Großtel 1 der 
Bauvorhaben soll auf bereits benutzten Flächen stattfinden, während 
das Bauen auf der "grUnen Wiese" die Ausnahme sein soll. Ho versie­
gelte Flächen - z. B. alte Industriestandorte - nicht weiter zu nut­
zen sind, sollen diese In den Naturhaushalt zurUckgefUhrt werden. 

3. Abfallvtrtschaft und Altlasten 

Unter moderner Abfallpolitik verstehen wir die konsequente Vermei­
dung von MUil vor der Einbindung in Stoffkreisläufe sowie der um­
wel tgerechten Entsorgung. Die Produktverantwortung muß nach unserer 
Vorstellung bei Erzeugern und Händlern systematl sch du"chgesetzt 
werden. Unternehmen müssen schon bei der Erzeugung 1 hrer Produkte 
bedenken, daß sie den entstehenden Abfall zurUcknehmen, wlederver­
werten oder entsorgen mUssen. Auf diese Hel se kann dl e ,rnfa 11 ende 
Abfallmenge drastisch reduziert werden. 

Bel der Verwertung setzt die CDU auf den Ausbau der Recyclingwirt­
schaft unter maßgebl 1 eher Betell I gung des MI ttel standes. Zur Verwer­
tung organischer Abfälle spricht sie sich nachdrUcklich filr die Er­
richtung von Kornpostanlagen In den Städten und die Förderu~g der Ei­
genkompostierung vor allem im ländlichen Raum aus. Sowohl die Recy­
clingwirtschaft als auch der Aufbau von Kornpostanlagen bieten quali­
fizierte und zukunftssichere Arbeitsplätze. 

Vermeidung und Verwertung werden umso erfolgreicher sein, je aus­
geprägter das Umweltbewußtsein der Bürger Ist. Deshalb sollen Krei­
se und Geme1 nden mit entsprechender Öffentl 1 chke ltsarbelt das Pro­
b! embewußtsel n der Bürger schärfen. Insbesondere d1 e Bereitschaft 
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zur sorgfäl tl gen Trennung der häus 11 chen Abfälle als Voraussetzung 
fUr elne qual ltatlv zufrledenstel lende Verwertung kann durch Auf­
klärungsarbeit wesentlich erhöht werden. 

Damlt das Umweltbewußtse1n der BUrger belohnt wird spr1cht sich d1e 
CDU fUr el n verursachergerechtes Abfa 1lgebührenmode11 aus. Wer Ab­
fa 11 vermeldet, soll weniger GebUhren bezahlen. 

Trotz a 11 er Verme 1 dungs- und 
Restabfall Ubrlg ble1ben, der 

VerwertungsbemUhungen 
umwe ltgerecht entsorgt 

w1 rd 1 mmer 
werden muß. 

Wlr treten dafUr eln, daß Abfallreste ln modernsten schadstoffarmen 
Hochtemperaturverbrennungsanlagen verbrannt wird. Damlt schaffen 
w1r die Voraussetzung für e1ne s1chere Depon1erung. Notwend1ge neue 
Depon1en mUssen nach dem Stand der Techn1k und unter strengsten Um­
weltgesichtspunkten errichtet werden. 

D1 e CDU strebt e1 ne mögl 1 chst autarke Entsorgung von häus 11 chen 
Abfällen 1 nnerha l b Mecklenburg-Vorpommerns an, um e 1 nen teuren und 
unkontrolllerbaren Export zu verhindern und um langfrlstlg Abfalllm­
porte zu begrenzen. 

Für dle Ans1edlung von Gewerbe und Industrie 1st es notwendig, daß 
die Entsorgung der anfallenden 1ndustr1ellen Abfälle slchergestellt 
lst. Sonderabfälle aus Krankenhäusern, Industr1e und Haushalten sol­
len wegen der hohen Kosten fUr Spezlalverbrennungsanlagen bzw. -de­
ponlen Im Rahmen des Norddeutschen Entsorgungsverbundes beseitigt 
werden. 

D1e CDU wlrd sich auch welterhln für die Erfassung der altlasten­
verdächt1gen Flächen - 1nsbesondere Im Bereich der MI l ltärllegen­
schaften - e1nsetzen. Aus umweltpol lt1scher Verantwortung muß die 
Bevölkerung l Lieken 1 os auf dl e Gefahren aufmerksam gemacht werden. 
Bel der Feststellung akuter Gefahrenlagen werden wlr unverzUgl Ich 
S1cherungs- und Sanierungsmaßnahmen e1nlelten. 
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4. Sauberes Nasser - Lebensgrundlage für Mecklenburg-Vorpo11111ern 

Die notwendige Umstrukturierung der gesamten Wasserwlrtsctaft 1 st 
weitgehend abgeschlossen. Erste Erfolge haben sich bereit! einge­
stellt: Der Zustand der FlUsse, Seen und KUstengewässer Im Land hat 
slch bereits deutlich verbessert. Dle annähernd 100 lm Bau b,eflndll-
chen und geplanten Kläranlagen werden zu einer 
rung beitragen. Sie sind die Voraussetzung 
Wohn- und Gewerbeansiedlungen. 

wel teren V·erbesse­
fUr den 13au von 

Die CDU tritt fUr eine Abwasserbeseitigung nach strengen Hirtschaft­
l lchkei tskrlterlen ein, um sauberes Wasser fUr BevHlkerung und Ge­
werbe bezahlbar zu machen. Dabei vergißt sie nicht dle Hkologlschen 
Anforderungen, damit auch kUnftlge Generationen eine gesunde Seen­
und KUstenlandschaft erleben kHnnen. 

5. Ulllweltblldung und Ulllwelterzlehung - Infor111atlon schafft Bevußtseln 

DI e Verw! rk l l chung konsequenten Umwe 1 tschutzes kann nur ge 11 ngen, 
wenn er von den BUrgern als richtig und wichtig akzeptiert wird und 
zur eigenen Sache gemacht wl rd. Der Aufk l ärungsarbelt Uber Umwelt­
schutz, Umweltgefahren, sowle naturwissenschaftlichen zusam­
menhängen messen wir daher hohen Stellenwert zu. 

Ziel unserer Umweltpolitik Ist, daß Umwelterziehung In Schulen, 
Haldschul- und Schullandhelmen fächerUbergreifend ein zentraler 
Ste 11 enwert e 1 ngeräumt wird. Ebenso so 11 en BehHrden mit gezl e l ter 
öffentl lchkeltsarbelt die Verantwortung fUr eine umfassende Umwelt­
bildung und Umwelterziehung Ubernehmen. Selbstverständlich erwarten 
wir verantwortungsvolles Verhalten und aktive Mithilfe der BUrger 
Im Umweltschutz. 
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6. Umlteltverträg11che Energieversorgung 

Ziel chr1stdemokratischer Energiepolitik ist die spUrbare Einspa­

rung be 1 der Erzeugung, Umwandlung und dem Verbrauch von Energl e. 

Moderne Fernwärmean 1 agen bl eten dazu e1 nen wesentl 1 chen Be 1 trag. 

Neben einem vernUnftlgen Energie-Mix aus herkömmlichen Energie­

trägern setzt die CDU auf die Entwicklung und Nutzung erneuerbarer 

Energien wie Sonne, Hasser und B1omasse. 

H1r wissen, daß trotz fortschreitender Technik, die zur Einsparung 
von Energl e bzw. Nutzung erneuerbarer Energi eque 11 en fUhren, auch 

zukUnftlg der maßgebliche Energiebedarf durch fossile Energieträger 

gedeckt werden muß. Hi r treten dafür el n, daß a 11 e Möglichkeiten 

der Effizienzsteigerungen bei der Energieproduktion genutzt werden, 

damit el n sorgsamer Umgang ml t den foss 1 len Energl eträgern 

gewährleistet werden kann. 

An der verantwortungsvollen Nutzung der Kernenergie halten wir 

fest. Das Kernkraftwerk Lubml n 1 st Symbol fUr verantwortungslosen 
Umgang mit moderner Technologie, die hohe Risiken fUr Mensch und Um­

welt In sich birgt. 

Die CDU strebt einen RUckbau des Kernkraftwerkes an. Das hlerfUr er­

forder 11 ehe Zwi sehen l ager für rad 1oakt1 v verseuchtes Mater 1 a l b 1 e­

t et einen umfassenderen Schutz als ein im "sicheren Einschluß" ver­

rottendes Kraftwerk mit nicht elnschätzbaren Risiken. 

Hlr wollen, daß die Mitarbeiter des KKH Lubmin Ihre wissenschaftli­

chen Kenntnisse und Fähigkeiten Im Rahmen des RUckbaus einbringen. 
Umweltschutz 1 m Bere 1 eh der Kernenerg1 e kann zukunftss 1 chere Ar­
bei tsp 1 ätze schaffen. Damit 1st s1chergestellt, daß Mecklenburg-Vor­
pommern Im RUckbau von Kernkraftwerken e1ne Vorreiterrolle spielt, 

die die Attraktivität des Forschungs-, Wissenschafts-, Industrie-, 

Energie- und Technologiestandortes erhöht. 
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V. Kulturpo11t1k fDr e1n lllOdernes Mecklenburg-Vorpo11111ern 

1. Unsere Schulen - B11dung und Erz1ehung fDr die Zukunft 

DI e Zukunft des EI nze 1 nen und unserer Gesellschaft wl rd entschei­
dend von der Qualität des Erziehungs- und Bildungswesens beein­
flußt. Ihm gilt deshalb die besondere Aufmerksamkeit der CDU. Die 
Schule soll junge Menschen befähigen, Ihren Platz In Beruf und Ge­
sellschaft zu finden. Allerdings darf die Schule nicht zur Repara­
turwerkstatt gesellschaftlicher Probleme werden. 

Das Bildungssystem soll die Voraussetzungen schaffen, daß der ein­
zelne seine Individuellen Anlagen und Begabungen entfalten und eige­
ne Neigungen entwickeln kann. Die Bildungspolitik muß dabei von der 
grundlegenden Gleichwertigkeit aller Menschen ausgehen und Chancen­
gleichheit fUr alle verwirklichen. 

Die CDU bekennt sich zum vielfach gegliederten Schulsystem (Grund­
schule, Hauptschule, Gymnasium, Gesamtschule, Sonderschule, Berufs­
schule und andere mehr), das den Neigungen und Begabungen des ein­
zelnen SchUlers am besten gerecht wird. Die CDU begrüßt die Erweite­
rung des staatlichen Angebotes durch Ersatzschulen. Das Grundrecht 
der Eltern, die Erziehung ihrer Kinder verantwortlich zu bestimmen, 
wl rd durch dl e freie Elternentschel dung i nnerha 1 b dl eses Angebotes 
verwirklicht. Die Eigenständigkeit der einzelnen Schulfor'llen, Ihre 
spezifische inhaltliche und strukturelle Ausgestaltung sind zur op­
timalen Förderung der Schiller notwendig. Die Durchlässlgl(elt zwi­
schen den jeweiligen Schularten Ist dabei gewährleistet. Die Orien­
tierungsstufe an den jeweils weiterführenden Schulen führt an die 
Unterrichtsmethoden der Schularten heran und bietet Eltern die 
Möglichkeit, sich In der Entscheidung der Schulart sicher zu wer­
den. Ein besonderes Augenmerk widmet die CDU dabei den lernschwäche­
ren und behinderten SchUlern. 
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Ein leistungsorientiertes Bildungswesen, wie es von der CDU 
befUrwortet wird, muß den Schwächeren mehr Förderung geben und dem 
Starken mehr Leistung abverlangen. Deshalb setzt sich die CDU fUr 
eine Profllierung der Hauptschule als eigenständiger Schulart ein. 
Die Hauptschule hat im vielfach gegliederten Schulsystem eine wich­
tige Funktion, um allen Anlagen und Begabungen eine Möglichkeit der 
Entfaltung zu bieten. Die Hauptschule Ist keine ''Klipp-Schule'', son­
dern bietet den eher praktisch veranlagten SchUlern eine besonders 
1 ebens- und berufsbezogene Bll dung. Leistung 1 n der Schu1 e ist An­
el gnung von Wissen und Einsatzbereitschaft fUr den Schwächeren, 
RUckslcht und Achtung fUr den Mitmenschen. 

Ihr pädagogisches Ziel kann die Schule nur erreichen, wenn Eltern, 
Lehrer und Schüler engagiert und vertrauensvoll zusammenarbeiten. 
Neben der fachlichen Lehrer aus- und -fortbi l dung auf hohem NI veau 
gilt es deshalb, die erzieherische Verantwortung zu fördern und die 
Lehrer zu ermutigen, von ihren neuen pädagogischen Freiheiten auf 
der Grundlage der freiheitlich-demokratischen Grundordnung Gebrauch 
zu machen. So wird es der Schulpolitik in unserem Land gelingen, 
den Anforderungen im Innerdeutschen und europäischen Wettbewerb ge­
recht zu werden. Mit dem deutlichen Bekenntnis der CDU Mecklenburg­
Vorpommern zu einer 12-jährigen Schulzelt bis zum Abitur ist be­
reits ein zukunftsweisender Schritt getan. 

Die CDU fordert, a 11 e Mögl 1 chkel ten zu nutzen, den Klassenverband 
auch In der Oberstufe zu 
Stabilisierung junger 
flächendeckenden Ausbau 

stärken. Sie sieht darin einen Beitrag zur 
Menschen. Die CDU begrUßt den 

des Religionsunterrichtes sowie die Ein-
fUhrung des Faches "Philosophieren mit Kindern". 

Durch die Möglichkeit einer schrittweisen Verbeamtung der 
Lehrkräfte soll das Schulwesen weiter stabilisiert werden. Zudem 
wird die CDU das Bildungswesen unseres Landes qualitativ weiter aus­
bauen. Sie fordert deshalb, das begonnene Schulbauprogramm bis zum 
Jahr 2000 fortzusetzen. Sie fordert darUber hinaus vom Bund ein 
Schulbausonderprogramm im Bereich der beruflichen Bildung, damit 
die berufliche Bildung auch hinsichtlich des Schulbaus entsprechend 
ihrer Bedeutung gestärkt werden kann. 
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Unsere jungen Menschen brauchen eine reale Zukunftsperspektive, sie 
brauchen deshalb eine zukunftssichere Ausbildung, dle Ihnen ln den 
Betr! eben der HI rtschaft und der öffentl 1 chen Verwaltung ;1ngeboten 
werden muß. Die CDU setzt slch dafUr ein, daß eine mögliche 
AusblldungsplatzlUcke durch Uberbetrlebllche Ausbildungsplätze 
geschlossen wird, wobei auf gleiche Chancen fUr Jungen und Mädchen 
zu achten Ist. Da eine gute Berufsausbildung zum positiven Standort­
faktor einer Region gehört, fordert die CDU, auch die Berufsschulen 
personel 1 und sachl 1 eh entsprechend gut auszustatten. Besonders In 
der Berufsvorberel tung sol 1 en Kapazitäten berel tgeha 1 ten und not­
fa 11 s erweitert werden, um lelstungsschwächeren Jugendlichen Perspe­
ktiven aufzuzeigen. Die CDU setzt sich dafUr ein, daß das berufli­
che Schulwesen Insgesamt so ausgebaut wird, daß es zu einem gleich­
wertigen, attraktiven Weg In den Lebensberuf wird; Durchllsslgkelt 
und der Erwerb aller AbschlUsse bis zur allgemeinen Hochs:hulrelfe 
schaffen dafür dl e Voraussetzungen. MI t der WI rtschaft wl rd dabe 1 
eng zusammengearbeitet, da nur dl ese unserer Jugend 1angfr1 stl g Be­
rufs- und Arbeitschancen geben kann. 

2. Attraktive Hochschulen und anspruchsvolle H1ssenschaft 

In den letzten vier Jahren wurde die Hochschul- und Forschungsland­
schaft In Mecklenburg-Vorpommern grundlegend erneuert. 

Auf der Basis des Landeshochschulgesetzes hat die CDU durch ein dif­
ferenziertes Hochschulssystem und die regionale Verteilung die Vor­
aussetzungen fUr lel stungsfählge Strukturen geschaffen. Es Ist ge­
lungen, ein vielfältiges Hochschulangebot, bestehend aus den tradi­
tionsreichen Universitäten Rostock und Greifswald, den neuen Fach­
hochschulen Neubrandenburg, Wismar und Stralsund und der Hochschule 
fUr Musik und Theater In Rostock, aufzubauen. Neue attraktive Studi­
engänge wurden errichtet. 

Dl e CDU wird s 1 eh auch 1 n Zukunft für dl e El genverantwortung der 
Hochschulen und fUr die Freiheit von Forschung und Lehre einsetzen. 
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Die von der DDR versäumte Neuausstattung erfordert große Investitio­
nen; deshalb setzt sich die CDU dafUr ein, daß die Etats von Wissen­
schaft und Hochschule den Erfordernissen angepaßt werden. Nur durch 
eine langfristig angelegte CDU-Hochschulpolitik werden unseren Stu­
denten gute Ausblldungsbedlngungen geboten. Oie Mitwirkung der Hoch­
schulen Ist dabei unbedlngt erforderlich. 

DI e CDU setzt folgende Schwerpunkte 1 n der Hochschu 1- und HI ssen­
schaftspol 1 tl k sind: 

- Der Ausbau der schon jetzt vielfältigen Hochschullandschaft wird 
fortgesetzt, um dle Attraktivität des Standortes Mecklenburg-Vor­
pommern zu erhöhen. 

- Die Zusammenarbeit und der Dialog zwischen den Hochschulstandor­
ten soll gefördert werden; besonders die Universitäten des Lan­
des sollten sich In Ihren Angeboten ergänzen. 

Der Ausbau der schon jetzt brelt gefächerten technologleorlen­
tlerten Fächer Ist fUr unser Land auch ln Zukunft von besonderer 
Bedeutung. Well sie fUr den lndustrlel len Standort Mecklenburg­
Vorpommern einen unverzichtbaren Beitrag leisten, halten wir die 
Modernisierung der Labore und Versuchsanlagen fUr unverzichtbar. 

Dort, wo dl e Ausstattung vera 1 tet 1 st, so 11 sie umgehend erneu­
ert werden; hierzu wird zielgerichtet die direkte Zuweisung um­
fangreicher Mittel erfolgen. Die CDU setzt sich außerdem fUr ein 
Stufenförderungsprogramm zur Verbesserung der sächlichen Ausstat­
tung der Fachhochschulen und der Ingenieur- und mathematlsch-na­
turwl ssenschaftl lchen Fakultäten des Landes ein. 

- Der Aufbau von eigenständigen geistes-, wirtschafts- und sozial­
wissenschaftlichen Disziplinen In unserem Land wurde begonnen 
und Ist In einigen Bereichen we1t vorangeschrltten. Auf dieser 
Grundlage strebt die CDU den weiteren Ausbau dieser Fächer an, 
we11 sie In unserer Gesellschaft mit Ihren vielfältigen 
Einflüssen einen wichtigen Beitrag leisten. 
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- D1e CDU spr1cht sich für den Erhalt von zwe1 med1z1nischen Fakul­
täten 1n Rostock und Gre1fswald m1t e1ner konsequenten Schwer­
punktbildung aus. Hlr können nicht zulassen, daß durch zu hohe 
Kosten beider r.ied1zinlscher Fakultäten die gesamte üt·rige For­
schungs- und Hochschulstruktur des Landes auf Dauer nicht gedei­
hen kann. Die Hochschulkliniken Rostock und Greifswald sind wich­
tige Einrichtungen des Landes für Lehre, Forschung und Kranken­
versorgung. Neben der durchgängigen Sanierung und NeuaJsstattung 
sollen le1stungsfähige forschungsorientierte Fachkllnlk·en entste­
hen: 1 n Greifswa 1 d el ne bundeswe1te Mode 11k11 nl k der Re~e 1 versor­
gung m1t spezi e 11 en Schwerpunkten, 1 n Rostock e 1 ne Fachk 11 nl k 
fUr Herz- und Transplantat1onschlrurgle. Um den hohen Investiti­
onsbedarf befriedigen zu können, wird die CDU verstärkt pr1vate 
und andere Finanzierungsmodelle anwenden. 

Ein solides, akademisches Ausbildungsangebot Ist für die Zukunft 
unseres Landes von außerordentl 1 eher Bedeutung. Daher ·r1erden wl r 
der Qua 11 tät der Lehre große Aufmerksamke lt schenken. D1 e CDU 
tritt dafür ein, d1e Organisation des Studiums so zu gestalten, 
daß e1n hoher Prozentsatz das Studienziel auch erreichen kann, 
ohne an Qual ltät einzubüßen. H1r fordern, daß die Hochschul leh­
rer In ihrem Ansehen nicht nur an Forschungsergebn1ssen, sondern 
auch an ihren pädagogischen Fähigkeiten, 1hrem Hlrken in der Pra­
x1s und in der Öffentlichkeit gemessen werden. 

D1e Fachhochschulen In Hlsmar, Stralsund und Neubrandenburg 
haben s1ch besonders positiv entwickelt; da s1e infolge der Pra­
xl sor1entierung besonders effekt1v sind, werden s1e von Studien­
anfängern gerne angenommen. D1 e besondere Stärke der Fachhoch­
schulen liegt dar1n, daß sie eine prax1snahe Forschung aufbauen 
können. Aus diesem Grund will die CDU die Ausstattung der Fach­
hochschulen systematisch verbessern. Den Anteil der Fachhoch­
schulstudienplätze werden w1r welter erhöhen. Das Z1E'l der CDU 
ist es, dadurch die regionale Hirtschaft und Verwaltung zu 
stärken. 
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- Der Hunsch, an unseren Hochschulen zu studieren, wird wesentlich 
von der sozialen Infrastruktur mitbestimmt. Studenten und wlssen­
schaftl lcher Nachwuchs slnd potentielles Kapital fUr unser Land. 
Nachdrilckllch setzt sich die CDU dafür ein, daß der Lebensraum 
filr unsere Studenten schon bald dem Standard 1 n den a 1 ten Bun­
desländern entspricht; der Bau von Studentenwohnhelmen wird 
durch ein Sonderprogramm gefördert. 

3. Mecklenburg-Vorpo11111ern - Kulturland mlt Tradition 

Die Entwicklung und Förderung der kreativen Anlagen des Menschen 
Ist eine wichtige Voraussetzung fUr dle Individuelle und sinnvolle 
Gestaltung des Lebens. Dle CDU-Mecklenburg-Vorpommern hat sich 
deshalb hohe kulturpolitische Ziele gesetzt. 

Wir sprechen uns grundsätzlich für den Erhalt der kulturellen 
E 1 nr lchtungen, der Museen, der BI b 11 otheken und Theater auch Im 
ländlichen Raum aus. Deshalb wollen wir freie Einrichtungen und die 
Zusammenarbeit verschiedener Kultur- und Bildungsträger fördern. 
steuerliche Erleichterungen sollen diejenigen erhalten, die Kunst 
und Kultur finanziell unterstiltzen. Der Staat Ist mit der 
alleinigen Zuständigkeit überfordert. Wir brauchen daher die 
Mithilfe der Bilrgerlnnen und Bilrger. In diesem Zusammenhang kommt 
dem kulturellen Ehrenamt besondere Bedeutung zu. 

Mecklenburg blickt auf eine nahezu 1000-jährlge Geschichte, Vorpom­
mern auf 800 Jahre Vergangenheit zurück. FUr die CDU sind Mecklen­
burg und Vorpommern zwei gl el chberechtl gte Tell e el nes Landes mit 
jeweils eigenen Traditionen. Die CDU setzt sich deshalb fUr die Er­
richtung eines Pommerschen Landesmuseums In Vorpommern ein. Sie 
begrUßt nachdrUckllch die Pflege der niederdeutschen Sprache In un­
serem Bundesland und deren Förderung In der Schule. 

Die Pflege der kulturellen und historischen Eigenheiten unseres 
Landes 1 s t auf das frei wl 111 ge Engagement der Bürger angewl esen, 
die beispielsweise In Heimatvereinen und Lalensplelgruppen 
Chroniken zur Geschichte Ihrer Dörfer und Städte erstellen oder In 
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TheaterauffUhrungen dl e niederdeutsche Sprache und Ge·;ch i chte 
lebendig werden lassen. Wlr unterstützen die Heimatpfl~ge mit 
entsprechenden Fördermögllchkelten. 

Ein weiterer Aspekt der Traditlonspflege ist der Erhalt 
hlstorischer Gebäude und Denkmäler. Der Denkmalschutz verdient 
volle UnterstUtzung. Dle für den Denkmalschutz bereitgestellten Mit­
tel sollen kontinulerlich ausgebaut werden. 

Aber auch die wissenschaftliche Aufarbeitung besonders der jüngeren 
Geschichte Mecklenburg-Vorpommerns von 1933 bis heute ist Ziel 
unserer Kulturpolitik. Wir wUnschen deshalb die Gründung einer 
'Historischen Kommission Mecklenburg-Vorpommern'. 

Besondere Traditionen hat Mecklenburg-Vorpommern 1m Bereich der Mu­
sik. Die CDU wi 11 das Musikwesen im Land stärken durch de,1 Ausbau 
der Musikschulen. Wir fördern Angebote für unterschiedliche Alters­
stufen sowie der Spltzenausb11dung. Die neugegrUndete Hochschule 
für Musik und Theater in Rostock bietet besonders begabten 
Jugendlichen die Möglichkeit der professionellen Ausbildung Im 
Lande. 

Die zahlreichen Orchester im lande werden weiterhin von uns 
unterstUtzt. Durch die gezielte Förderung von Musik- und 
Kulturtagen soll es der Bevölkerung des Landes möglich sein, z.B. 
anspruchsvolle musikalische Darbietungen besuchen zu können. 

Theater ist Tei 1 der unverwechselbaren kulturellen Identität unse­
res Landes. Eine besondere Bedeutung kommt seiner Unterstützung zu. 
Die CDU tritt für deren Erhalt und Weiterentwicklung auf der Grund­
lage des vom Landtag beschlossenen Konzeptes der vier Regionen und 
Standorte ein. 

Das Bibliothekswesen In unserem Bundesland soll weiter modernisiert 
und erweitert werden. Die CDU begrUßt dem Einsatz fahrender Biblio­
theken a 1 s wesentlichen Tell der L 1 teraturversorgung 1 nst,esondere 
im ländlichen Raum. 



- 50 -

4. Höhere Lebensqualität durch Sport 

Sport gehört In einer modernen Gesellschaft zu den elementaren Be­
standteilen der Freizeltgestaltung. Die CDU unterstUtzt sowohl den 
Breiten- als auch den Leistungssport. In den selbständigen Vereinen 
und Verbänden sieht die CDU eine wesentliche Bereicherung des Frei­
zeltangebotes. Die Mittel fUr die Sportförderung mUssen weiterhin 
aufgestockt werden. 

Die CDU stellt sich nachdrUckllch hinter alle Bestrebungen, die 
Sportvereine zu stärken. Diese erfUllen eine wichtige soziale Funk­
tion fUr die Gesellschaft. 

Die CDU widmet dem Kinder- und Jugendsport besondere Aufmerksam­
kelt. DI e Zusammenarbelt von Sportverel nen und Schulen muß 
verstärkt werden. Im Bereich der Kinder und Jugendarbeit muß die ko­
stenlose Nutzung von Sportstätten fUr Vereine ermöglicht werden. 

Die CDU tritt fUr Schwimmunterricht In Schulen ein und fordert die 
ElnfUhrung einer dritten Stunde beim Schulsport. 

Die Sportstätten Im lande mUssen weiter saniert und modernisiert 
werden, um der Bedeutung des Sports In unserem Land gerecht zu wer­
den. Die CDU setzt sich vor allem fUr die Fortsetzung der Sporthal­
lensanierung Uber das Jahr 1994 hinaus ein. Sie befUrwortet deshalb 
ein gemeinsames Programm von Bund und Ländern zur Erhaltung der 
Sportstätten In den neuen Ländern <Goldener Plan Ost). 

Mit dem Ausbau des Yachthafens HarnemUnde In der Hansestadt Rostock 
wUrde die KUstenreglon el nen zusätzl 1 chen Schwerpunkt für marl time 
Sportarten erhalten. 

Der Behindertensport soll In Zukunft eine gleichrangige Rolle neben 
den herkömml 1 chen Sportangeboten spl e 1 en. HI r befUrworten desha 1 b 
den flächendeckenden Ausbau behindertengerechter Sportanlagen. 
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VI. Stabilität unseres Gemeinwesens 

1. Sicheres Leben - ein Grundbedürfnis der BUrger 

Die Hahrung von Recht und Gesetz, die Aufrechterhaltung von Slcher­
heit und Ordnung sind In einem demokratischen Rechtsstaat unver­
zichtbar. Dazu bekennen wir uns. Hlr wollen eine Gesellschaft, In 
der slch jeder frei bewegen und zugleich slcher fUhlen kann. Priva­
tes und öffentliches Eigentum mUssen uneingeschränkt und mit aller 
Entschiedenheit geschUtzt werden. Rechtsbrecher und Straftäter 

dUrfen keine Chance haben. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß sich die Anzahl der Straftaten 
1 n Mecklenburg-Vorpommern, wie auch 1 n a 11 en anderen neuen Bun­
des 1 ändern stark erhöht hat. Hl r betrachten d 1 ese Entwl ck l ung mit 
Sorge, gehen die Problematik aber aufgeschlossen und energisch an. 

Polizeiliche Maßnahmen und gesetzliche Vorkehrungen können aber 
erst dann dauerhaft wirksam werden, wenn zugleich die Ursachen der 
Kr 1 ml na l ltät erkannt und bekämpft werden. Gefordert 1 st 111 cht a 1-
1 el n der Staat. In einem freiheitlichen Gemeinwesen kommt dem Eln­
zelnen eine hohe Verantwortung zu. Auch diese Erkenntnis gehört zur 
Abkehr vom Sozialismus, der dem Staat und "der Partel" fast alles, 
dem Einzelnen aber kaum etwas Uberl ies. Verständnis und Akzeptanz 
von Recht und Ordnung, fUr den fre 1heltl1 chen Rechtsstaat 
unverzichtbar, kann nicht der Staat allein bewirken. 

Ober den Staat hlnaus slnd alle ln der Gesellschaft - sei es In der 
Familie, den Vereinen oder Verbänden - aufgefordert, das Ihrerseits 
Mögl 1 ehe zu tun, um der Gewalt und der Krl ml na 1 ität energl sch entge­
genzutreten. Das Bewußtsein fUr Recht und Unrecht muß geschärft wer­

den. 

Ein verantwortungsvolle Erziehung durch die Eltern Ist dl!! wirksam­
ste Art der Krlmlnalltätsvorbeugung. In den Schulen und In der 
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Lehrerausbildung müssen verstärkt 
Grundlage unserer Rechts- und 

jene Herte vermittelt werden, 
Gesellschaftsordnung sind. 

die 
Die 

Erziehungsaufgabe der Schulen erstreckt sich auch auf die 
Entwicklung des Rechtsbewußtselns. 

Einer Bagatel11slerung von Rechtsverstößen ist schon im Elternhaus, 
in der Schule und 1n der Jugendarbelt entschieden entgegenzuwirken. 
Notwendig ist das klare Bewußtsein, das auch klelne Dellkte unrecht 
sind. 

In diesem Zusammenhang kommen auch Presse, Hörfunk und Fernsehen 
e 1 ne wl chtl ge Funk tl on zu. In den vergangenen Jahren 
haben - oftmals verherrlichende - Gewaltdarstellungen zugenommen. 
Hlr fordern dle Verantwortlichen auf, durch entsprechende 
Slbstbeschränkung dlesen Trend umzukehren. 

Innere Sicherhelt Ist nicht konsumierbar. Hlchtlg Ist, daß jeder 
Einzelne auch ein positives Beispiel gibt. Es gibt nlcht nur ein 
Recht auf Sicherheit, sonder auch eine Pflicht der Bürger, zu Bewah­
rung der 1 nneren Si cherhelt 1 hren Beitrag zu 1 elten. Hi r errel chen 
viel, wenn sich jeder BUrger auch als aktlver Sicherheitspartner 
seiner Mitmenschen versteht, z. B. durch vorbeugendes Verhalten und 
Aufmerksamkeit 1 m tägll chen Leben und genügend ZI v 1 l courage, be 1 
Straftaten nicht wegzusehen, sondern zu helfen und die Pol izel zu 
rufen. 

2. Unsere Poltzet - Garant fUr dte Stcherhett der BUrger 

Hlr bekennen uns zum staatlichen Gewaltmonopol. Es gehört zu den 
Grundlagen des demokratischen Rechtsstaates. Das Gewaltmonopol des 
Staates bedeutet n1 cht s taatl 1 ehe A 11 macht, sondern schützt gerade 
die Schwächeren der Gesellschaft und Ist Voraussetzung fUr die 
Rechtssicherheit der BUrger. 

In den nur wenlgen Jahren des Aufbaues unseres Landes hat die CDU 
gerade auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit Beachtliches ge­
leistet. Obwohl die Pollze1 nach dem Sturz des SED-Regimes Im 
Großen und Ganzen neu ausgebaut und u.a. mit Blick auf zahlreiche 
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Stas 1 verwl ck 1 ungen 1 n weiten Bere1 chen persone 11 erneuert werden 
mußte, kann heute festgestellt werden, daß Mecklenburg-Vorpommern 
Uber e1ne leistungsfähige Polizei verfügt, d1e den Vergleich m1t an­
deren Bundesländern nicht zu scheuen braucht. Ganz Im Gegent111! 

Die CDU unterstützt unsere Polizei und dle Justiz Im Kampf gegen 
das Verbrechen. Wir stehen zu den Polize1beamten, die Ihren Dienst 
zum Wohle des Geme1nwesens oftmals unter Gefahr fUr Leib urd Leben 
aufopferungsvoll und zuverlässig erfüllen. 

Damit sie ihre Aufgabe, Kr1mlnalität wirkungsvoll zu bekämpfen, 
erfUl len können, mUssen sie motiv1ert, gut ausgerUstet, gut ausge­
bildet, w1rkungsvol l organisiert und von unwichtigen Aufgaben entla­
stet werden. 

D1e CDU hat bere1ts 1m ersten Regierungsjahr dafLir Sorge getragen, 
daß die Polizei hochmoderne Technik erhalten hat. Mittlerw1!lle hat 
der Funksprechverkehr und d1e Ausstattung m1t Pollze1fa~rzeugen 

Weststandard erreicht. Die CDU Ist auch weiterhin der Garant dafür, 
daß die Pollze1 durch entsprechende Ausstattung ihre Aufgaben 
erfUllen kann. Als erstes der neuen Bundesländer werden wir die Po­
lizei intern mit hochmoderner Kommunikations- und Datenverarbel­
tungstechn1k ausstatten, damit sie im ganzen Land schnell agieren 
kann. 

Ein besonderes Schwergewl cht haben wir von vorn here 1 n auf dl e 
Aus- und Fortbi 1 dung der Pol 1 zei gelegt. Die Landesregl erung hat 
den Aufbau einer e1genen Landespolizeischule energisch vorangetr1e­
ben, um möglichst zUglg Uber eine qualifizierte, auf die Belange 
des Landes ausgerichtete Polizei verfügen zu können. 

Als erstes neues Bundesland hat Mecklenburg-Vorpommern bereits 1991 
dam1t begonnen, In großem Umfang Pollz1sten als Beamte zu ernennen. 
Dies hat wesentlich zum Selbstbewußtsein der Polizei, zur Selbstsi­
cherheit der Beamten und damit zu einer verbesserten Motivation und 
Einsatzbereitschaft beigetragen. 
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Die von der Landesregierung durchgeführte Reform der Polizeiorgani­
sation ermöglicht es, daß die Beamten Ihre Präsenz auf der Straße 
verstärken können. Dl e s 1 chtbare Präsenz der Po 11 zel auf Straßen 
und Plätzen Ist das wichtigste Mittel, um potentielle Straftäter ab­
zuschrecken und das Si cherheltsgefüh 1 der Bevölkerung zu stärken. 
Wlr wollen, daß die Polizei In der öffentllchkelt sichtbar In Er­
scheinung tritt. Es Ist uns gelungen, Mecklenburg-Vorpommern - bezo­
gen auf die Einwohnerzahl - die höchste Pollzeldlchte elnes Flächen­
landes einzurichten. Auch dles lst ein Erfolg der CDU. 

Die von der CDU gefUhrten Landesregierung durchgefUhrte Reform der 
Pol\zelorganlsatlon Ist auch beispielgebend fUr andere Bun­
desländer. Die straffere Organisation In der Polizei verleiht Ihr 
eine höhere Leistungsfähigkeit. Mehr Polizeibeamte werden häufiger 
auf den Straßen und Plätzen In Erscheinung treten können. 

DarUber hinaus Ist es aus der Sicht der CDU unumgänglich, daß die 
Polizei nicht nur bei konkreten Gesetzesverstößen, sondern auch bei 
Verstößen gegen die "öffentliche Ordnung", also bei offensichtli­
chen Störungen des frl edl 1 chen Zusammenlebens der BUrger, zum EI n­
schrel ten befugt Ist. 

Desha 1 b hat dl e CDU-gefUhrte Landesregl erung bereits 1992 das Ge­
setz Uber öffentliche Sicherheit und Ordnung <SOG> durchgesetzt und 
damit für Polizei und Ordnungsbehörden das rechtliche Instrumentari­
um geschaffen, bei Verstößen gegen die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung wirkungsvoll eingreifen zu können. Es Ist genau geregelt: 

- welche Aufgaben der Polizei und den Ordnungsbehörden obliegen, 
- welche Befugnisse fUr deren ErfUllung zulässig sind, 
- wo die Grenzen bei Eingriffen In die BUrgerrechte zur Abwehr von 

Gefahren liegen. 

Mit Hilfe dieses Gesetzes verfUgen wir Uber eine wirkungsvolle Hand­
habe beim Einschreiten gegen politisch-extreme Gruppierungen, die 
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dem demokratischen Gemeinwesen und dem Ansehen Deutschlands Im Aus­
land schaden. So konnte und lr..ann z. B. der Mißbrauch der Reichs­
Kriegs-Flagge aus der Kaiserzelt und der Weimarer Republlk ln Meck-
lenburg-Vorpommern anders als 
be l Verstößen gegen d l e 
einschreiten kann. 

u.a. In Bremen unterbunden werden, da 
"öffentliche Ordnung" dle Polizei 

3. Krl•lnalttät entschleden bekälllpfen 

Zur wehrhaften Demokratie gehört auch, Kriminal ltät entschieden zu 
bekämpfen. Der Verfassungsschutz Ist ebenfalls Tell der wehrhaften 

Demo~satle. 

Die CDU wird Ihre konsequente Politik zur Wahrung der Inneren Slche­
relt und zum Schutz der Bürger fortsetzen. Dabei wollen wir folgen­
den Bereichen besonderes Augemerk schenken: 

- Verbesserung des Diebstahlschutzes bei Kraftfahrzeugen turch ge­
setzl lche Vorgaben, 

- Verbesserung der Rahmenbedingungen des Polizeiberufes. 

deutliche Verstärkung der Präsenz der Pol lzel auf Straßen und 
Plätzen, wie dies durch dle Neuschaffung von Polizeldl•mststel­
len durch die Polizeiorganisationsreform möglich geworden ist, 

- Verbesserung der Aufk 1 ärungsquote von Straftaten. Dabei wendet 
sich die CDU jedoch gegen jeden Versuch, massenhaft begangene De-
1 lkte aus der Strafbarkeit herauszunehmen. Krlmlnalltät wird 
nlcht dadurch beseitigt, daß man sie nicht mehr als solche behan­
delt. Wer dies versucht, kapituliert vor dem Unrecht und 
zerstört das Rechtsbewußtseln der Bevölkerung. 

- weiterer Ausbau der Bund-Länder-Zusammenarbe t t be 1 m EI nsa tz ge­
s eh 1 os sener Po 11ze1 verbände. FUr den E 1 nsa tz 1 n den nuuen ßun­
de s l ändern, deren Bereitschaftspolizei nach Personal- und Ausbil­
dungsstand zu stärken 1st, mUssen jederzeit abrufbare Kräfte zur 
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VerfUgung stehen, um zum Beispiel Vorfälle wie In Rostock-Llch­
tenhagen verhindern zu können, 

Intensivierung der Internationalen Polizeizusammenarbeit insbe­
sondere zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des 
Rauschgifthandels. FUr die Polizei Mecklenburg-Vorpommerns steht 
dabei die Zusammenarabeit mit den polnischen und skandinavischen 
Behörden Im Vordergrund, 

- Schaffung einer Euro-Po 1-Behörde mit entsprechenden Kompetenzen 
und Ausstattungen. 

Extremistische und und sicherheitsgefährdende Bestrebungen mUssen 
rechtzeitig erkannt werden, damit unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung nicht gefährdet werden kann. Der freiheitllch-demokra­
tl sehe Rechtsstaat sowie dl e Frei helt und das SI cherheltsbedUrfnl s 
des Einzelnen dUrfen nicht fahrlässig aufs Spiel gesetzt werden. 
Der Verfassungsschutz erhält zur Umsetzung seiner Aufgaben die 
volle RUckendeckung der CDU. 

4. Eine wirkungsvolle Just1z zur Durchsetzung von Recht und Gesetz 

Die Durchsetzung von Recht und Gesetz fordert In einem Rechtsstaat 
eine arbeitsfähige Justiz. In Mecklenburg-Vorpommern sind durch die 
CDU geführte Regierung sowohl in personeller als auch In sachlicher 
Hinsicht von Anfang an entscheidende Welchen gestellt worden. 

Neben einer grUndl i chen OberprUfung der Beamten wurde zUgig mit 
einer Besetzung freier Richter- und Staatsanwaltschaftsstellen be­
gonnen. Um eine effektive Strafverfolgung gewährleisten zu können, 
sind die Planstellen bei den Staatsanwälten um 10 t erhöht worden. 
Bereits jetzt ist es gelungen, ca. 95 t der Stellen mit hochqualifi­
zierten Juristen zu besetzen. 

Ferner konnte durch die konsequente Planung der Gerichts- und 
Staatsanwaltschaftsorganisatlon In Mecklenburg-Vorpommern bereits 
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am l. Juli 1992 als erstem der neuen Bundesländer eine neue Ge­
richtsstruktur elngefUhrt werden. Alle 50 Gerichte des Landes, dar­
unter 31 Amtsgerichte, sichern eine bürgernahe Justiz. 

M1t der Errichtung von vier Staatsanwaltschaften Im Sitz der vier 
Landgerichte, ist es mögl i eh, durch den konzentrierten Aufbau von 
Sonderdezernaten bzw. Schwerpunkts taatsanwa ltschaften auf konkrete 
Probleme bei der Bekämpfung der Kriminalität zu reagieren. So sind 
bei den Staatsanwaltschaften insbesondere Sonderdezernate fUr orga­
ni sl erte Kriminalität, Wirtschaftskriminalität und Jugendkrimlna-
11 tät e 1nger1 chtet worden. Dadurch kann dl e Kri ml na 1 ltät im lande 
schnell und wirkungsvoll bekämpft werden. 

Nach dem bewährten Grundsatz "gutes Recht muß auch schnelles Recht 
sein" haben dl e Staatsanwa 1 tschaften und Ger! chte bei Verf;1hren mit 
extrem! sti schem Hintergrund sowohl gegen Erwachsene wie auch gegen 
Jugendl i ehe in bes eh l eunl gten Verfahren sehr sehne 11 Urteile be­
wirkt, ein Erfolg der von der CDU-Landesregierung aufgebauten Ju­
stiz, der bundesweit Aufmerksamkeit und Anerkennung gefunden hat. 

Neben den Strafverfolgungsbehörden hat die Justiz in Mecklenburg 
Vorpommern einen rechtsstaatlichen Strafvollzug aufgebaut. Von 
ursprünglich 12 Justizvollzugsanstalten mußten sechs geschlossen 
werden. Neben umfangreichen Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
bei den übrigen Haftanstalten war es notwendig, das Ubernommene Per­

sonal zu schulen. 

Nach der UberprUfung durch die Gauck-Behörde sind inzwischen über 
400 Bedienstete im Justizvollzug verbeamtet worden, was eine zusätz­
liche Motivation der Mitarbeiter zur Folge hatte und einen wichti­
gen Faktor fUr die Sicherheit und Funktionsfähigkeit der Anstalten 
bildet. Straftaten In Mecklenburg-Vorpommern werden nicht nur zUglg 
verfolgt, sondern es Ist vlel getan, damit die Täter nach cler Verur­
teilung auch In einem rechtsstaatllchen Strafvollzug Ihre Strafe 

verbüßen können. 

Die Erfolge der CDU bei der Bekämpfung von Krlmlnal ltät l'nd Gewalt 
liegen auf der Hand. Der von Ihr eingeschlagene Weg einer aktiven 
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Pollt1k der Inneren Slcherhe1t muß auch 1n den nächsten Jahren fort­
gesetzt werden. Das Erre1 chte darf kel nen Exper1 menten ausgesetzt 
werden. D1e CDU fordert deshalb: 

- die H1ederherstellung der frUher geltenden we1tergehenden 
Strafbestimmungen 1m Landfr1edensbruchparagraphen, 

- e1ne Anhebung der gesetzl 1 chen M1 ndest- und Höchststrafen fUr 
das gesamte Spektrum der Gewa l tde 11 k te, l nsbesondere Körperver-
1 etzung, Raub und Landfr1edensbruch, 

rechtliche Grundlagen zum Einsatz technischer Mittel, damit Ver­
brecher auch in den Wohnungen beobachtet werden können (sogenann­
ter Lauschangriff), 

- eine wirkungsvolle Verbesserung des Haftrechtes durch die Erwei­
terung der Untersuchungshaft bei Wiederholungsgefahr, 

ElnfUhrung e1nes neuen Haftgrundes fUr die Fälle, In denen Im 
Zuge des beschl eun1 gten Verfahrens b1 nnen e 1 ner Hoche nach der 
Festnahme ein Hauptverhandlungstermin anberaumt werden kann, 

- e1 ne nachha l t1 ge Bekämpfung der organ1s1 erten Krimi na 1 ltät, und 
zwar unter andserem durch 

Beseitigung von Hindernissen bei der Ermittlung und 
bei der BewelsfUhrung, 
Ausdehnung der Kronzeugenregelung Uber die terroristi­
schen Straftaten hinaus auf die Fälle der organi­
sierten Krlmlnal1tät. 

5. Geschichte tst Verantwortung - geme1nsa• fUr dte Delll0krat1e arbeiten 

Die Zelt der kommun1stischen Gewaltherrschaft hat Hunden h1nter­
lassen, die nur langsam hellen. Her von Versöhnung spr1cht, muß 
auf die GefUhle der Opfer RUckslcht nehmen. Versöhnung kann 
nicht verordnet und nicht kUnstlich beschleun1gt werden. 
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Versöhnung braucht Zelt und muß wachsen Im Dialog, In der Bitte 
der Täter um Verzeihung ebenso wie In der Bereitschaft der Opfer 

zur Vergebung. 

Der Rechtsstaat kann mit den Mitteln des Strafrechtes politische 
und moral Ische Schuld In einem Zwangssystem nur ungenUgend 

bewältigen. Schon gar nicht kann er Unrecht ungeschehen und die 

Geschl chte rUckgängl g machen. Dennoch: Ho Unrecht rechtsstaat-

11 eh aufgearbel tet werden kann, muß dl es auch wel terhl 1 gesche­
hen. Innerer Frieden kann nur auf dem Hege des Rechtsstaates ge­

sucht werden. Her schwere Schuld auf sich geladen hat, Indem er 
Menschen Leid und Schaden zugefügt hat, muß dl e Konsequenzen 

dafür tragen. EI ne General amnes ti e für SED-Verbrechen darf es 

nicht geben. 

Dabei sind wir uns bewußt, daß vollkommene Gerechtigkeit nicht 

erreicht werden kann. Es Ist schmerzlich, wenn nicht alle Haupt­
schuldigen des SED-Unrechtes zur Verantwortung gezog1rn werden 
können. Die Empörung vieler Menschen darüber verstehen wir. Es 
gehört jedoch zum Hesen dieses Rechtsstaates - und macht zu­
gl e 1 eh se 1 ne Stärke aus - , daß Verfahren an strenge Regeln ge­
bunden sind, auf die Regierungen keinen und Parlamente nur be­
grenzt Einfluß nehmen können. Nicht zuletzt achtet der Rechts­
staat das Gebot der Menschlichkeit auch jenen gegenUber, die 

selbst jede Human ltät mit FUßen getreten haben, d 1 e aber heute 

zu alt oder zu krank sind, um sich einem rechtsstaatlichen Ver­
fahren zu stellen. Auch dies zeichnet die freiheitlich!! Demokra­

tie gegenüber einem Unrechtsstaat aus. 

Das Hauptaugenmerk der Justiz muß den Verantwortlichen des SED-­
Regimes gelten - denjenigen, die schwere Menschenrechts~erletzun­
gen begangen und denen, die sie angeordnet haben. 

Deshalb müssen wir mit aller Kraft dafür eintreten, 

daß dl e Straftaten, die begangen werden, weil ter ver­

folgt werden; 
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daß Beschäft1 gung 1 m öffentl 1 chen Dl enst auch welter­

hl n nur mögllch lst, wenn entsprechend den Kriterien 

des Elnlgungsvertrages keine Mltarbelt beim Staatssi­

cherheitsdienst vorllegt; 

daß die Gauck-Behörde lhre Arbeit fortsetzen kann, 

damit alle Menschen Ihre Chance erhalten, lhre Akten 

einzusehen. 

daß d 1 e Opfer des frUheren Systems 1 m Rahmen unserer 

Möglichkeiten entschädigt werden; 

D1 ese Forderungen a 11 derer, die Nachteile Im vergangnen System 

hatten, s 1 nd berechtigt. WI r dUrfen aber nl emandem die Chancen 
zur Umkehr verbauen. Das Recht auf Neuanfang Ist auch ein Grund­

recht In der Demokratie und muß für alle, die es ehrlich meinen, 

gelten. 

Wer aus Oberzeugung SED-Mitglied war, hat ein Menschenbild und 
eine Weltanschauung vertreten, die den Grundsätzen der CDU funda­
mental widersprechen. Eine generelle Aufnahme ehemaliger SED-Mit­

gl i eder in die CDU kommt deshalb nicht 1 n Betracht. BegrUndete 
Ausnahmen setzen eine sorgfältige PrUfung jedes Einzelfalles vor­

aus. Dies PrUfung muß In den jeweiligen Orts- und Kreisverbänden 

erfolgen. 

6. Ausländische Mitbürger 

Mecklenburg-Vorpommern hat gemessen an anderen Ländern eine ausge­
sprochene niedrige Ausländerquote. Wir wollen, daß sich die Men­
schen ausländischer Herkunft be1 uns wohlfühlen, denn s1e stellen 
e 1 ne Berel cherung fUr unser Land dar und können zu el nem se 1 bs t­
verständ 11 chen Bestandte11 unserer Gesellschaft werden. Wir wenden 
uns gegen die Gewalt, die gegenüber Menschen ausländischer Herkunft 
ausgeübt wurde. Jeder Mensch hat unabhängl g von seiner Herkunft, 

se 1 nem Geschlecht, se 1 ner Gesundheit und seiner persön 11 chen Lel­

stungsfäh l gke lt eln Recht auf den Schutz seiner Menschenwürde, vor 

physischer Gewalt und Diskriminierung. 

' 



- 61 -

Die CDU Mecklenburg-Vorpommern bekennt s1ch zum Grundsatz der Asyl­
gewährung für polltlsch Verfolgte. Mlt dem Landesaufnahmegesetz wur­
den die Voraussetzungen geschaffen, Flüchtlinge und Asylbewerber an­
gemessen unterzubr1ngen sowie elne adäquate Versorgung und 

Betreuung zu gewährle1sten. D1e CDU ist sich e1n1g In dem Ziel, daß 
dl ejen1 gen konsequent zurückgeführt werden müssen, die das Asyl­
recht mißbrauchen. Die Union Mecklenburg-Vorpommern fordert die 
schnelle Auswel sung von straffällig gewordenen Asylbewerbern auf 
rechtsstaatllcher Grundlage. 

Wir halten es für notwendig, daß die Fragen der Zuwanderung, der 
Einwanderungspol 1tik, der zukünft1 gen Gesta 1 tung des Staatsbürger­
rechtes und der Einbürgerung der in Deutschland 1 ebenden Aus 1 änder 
unter der Wahrung nat1ona1er Interessen europaweit geregelt werden. 
FUr Ausländerinnen und Ausländer, d1e selt mehr als 10 Jahren 1n 
Deutschland leben und arbe1ten, für diejenigen, die ln De•utschland 
geboren und aufgewachsen s l nd, wollen wl r Rechtsgrund'' agen, 1 n 
denen konkret die Voraussetzungen für einen Rechtsanspruch auf 
Ei nbUrgerung gerege 1 t s 1 nd. Doppelte Staatsbürgerschaften sollten 
In der Regel vermieden werden, Ausnahmen sind dort s1nnvo11, wo die 
Aufgabe der ausländ1schen Staatsbürgerschaft mit unvermutbaren Nach­
tellen verbunden Ist. 
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VII. Unsere K0111111nen: Gestalten statt verwalten 

1. Stärkung der Etgenverantwortung von Städten, Ge11elnden und Kretsen 

Kommunalpo11tlk hat fUr d1e CDU Mecklenburg-Vorpommern höchsten 
Stellenwert. NachdrUckllch bekennen wir uns zum Prinzip der kommuna­
len Selbstverwaltung. S1e w1rkt der Zentralisierung staatlicher 
Macht entgegen und schafft zusätz11che Möglichkeiten demokratischer 
Mitwirkung. 

Die Kommune 1 st der Tell des Staates, der dem BUrger am nächsten 
Ist und sein Lebensumfeld am unmittelbarsten betrifft. FUr d1e Demo­
krat1e 1st es daher von großem Nutzen, wenn mögl1chst viele Ent­
sche1dungen bUrgernah 1 n den Kommunen getroffen werden können, da 
auf d1ese Welse der Me1nungsaustausch zw1schen BUrgern, Parlamenta­
riern und Verwaltungen am unmittelbarsten erfolgen kann. 

Um das Geme1nschaftsgefUhl ln den Kommunen zu stärken, w1rd die CDU 
auch weiterhin mit Ihrer Pol1tik den Kommunen Mögl1chkeiten eröff­
nen, mögl lchst effizient und bUrgernah zu agieren. Mlt der verab­
schiedeten Kre1sgebletsreform und der Funktlonalreform sind wichti­
ge Grundlagen gelegt, damlt die Verwaltungen lm Land unter ko­
stengUnstlgen Bedingungen Ihren Aufgaben nachkommen können. 

Auf die CDU können sich die Kommunen verlassen. Bis 1993 haben das 
Land und der Bund unseren Kommunen mehr als 16, 5 Mrd. DM zur Ver­
fUgung gestellt. Die CDU tritt auch weiterhin dafUr ein, den Kommu­
nen eine ausreichende Finanzausstattung zu sichern. W1e 1n der Ver­
gangenhelt wollen w1 r d1 e Kommunen be1 ihren Investitionsvorhaben 
mit Fördermitteln des Bundes und des Landes unterstUtzen. 
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2. Den K0111Unen etne elgenständlge Ftnanzausstattung stchern 

Der HI ederaufbau 1 n a 11 en neuen Ländern nach mehr a 1 s ·10 Jahren 
Mlßwl rtschaft wl rd auf Jahre hl naus f1 nanzi el l e Transferl •!l stungen 
von West nach Ost erforderl 1 eh machen. Trotz dl eser Transfers wer­
den sich auch unsere Kommunen - gemessen an Ihren Aufgaben - auf fl­
nanzlel l schwierige Zelten einstellen mUssen. 

Die Flucht In die Verschuldung Ist in dieser Situation knapper Mit­
tel aber kein Patentrezept. Sie würde zwangsläufig zu Lasten kommen­
der Generationen - auch kommender Aufgaben - gehen und wUrde gleich­
zeitig den gesamtstaatlichen KonsolldlerungserfordernlssE•n wider­

sprechen. 

Aufgrund dieser Rahmenbedingungen lehnt die CDU Mecklenburg-Vorpom­
mern die Ubertragung neuer Aufgaben auf die Kommunen ohne Kostenaus­
gleich ab. Gleichzeitig werden wir den Bürgern ehrlich sagen, daß 
nicht jede - auch noch zu wUnschenswerte und notwendige - Maßnahme 
sofort erfolgen kann. HI r vertrauen darauf, daß unsere M1tbUrger 
einen verantwortungsvollen finanzpolitischen Kurs akzeptieren, wenn 
ihnen erklärt wird, weshalb auch die Kommunen sparen mUssen. 

Die CDU Mecklenburg-Vorpommern wird sich dafUr einsetzen, daß 

- eine eigenständige und an den Aufgaben orientierte Finanzausstat­
tung von Gemeinden, Städten und Kreisen gesichert wird, 

- den Kommunen neue Aufgaben nur dann Ubertragen werden, wenn lhre 
Finanzierung gesichert ist, 

Standards und bindende Vorgaben für die Arbeit der Kommunen 
ständig überprüft und gegebenenfalls angepaßt oder aufgehoben 

werden, 

die Kommunen selbst Ihren Aufgabenbestand laufend überprüfen und 

reduzieren, 

- für kommunale Leistungen kostendeckend Gebühren angestrebt wer­

den. 
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3. Unser Leltb1ld: Dle "'-lne als Dlenstletstungsunternehnien fUr den 

BUrger 

Le1tbl 1 d el ner modernen kommuna 1 en Verwa 1 tung 1 s t el n DI ens t 1 el­
stungsunternehmen, das sich dem BUrger verpflichtet fUhlt und seine 
Aufgaben mit dem Selbstverständnis erledigt, von diesem bezahlt und 
beauftragt zu werden. DI ese Phil osophl e stellt kel nen HI derspruch 
zu dem Umstand dar, daß die Verwaltungen hoheitliche Akte vornehmen 
und fUr die öffentliche Ordnung Verantwortung tragen. 

Die Leistungen, die von den Kommunen erbracht werden, mUssen sich 
an den gleichen Maßstäben messen lassen, wie die Leistungen, die 
die Privatwirtschaft erbringt. Hlrtschaftllchkelt, Qualität und 
Schnelligkeit sind oberste Gebote. Wo diese Kriterien besser von 
der Privatwirtschaft erfUllt werden können, sollen kommunale Aufga­
ben an private Anbieter Ubertragen werden. Diese Art der Privatisie­
rung kommt vor allem dem Bürger zugute. Aber auch die Kommune hat 
Ihren Nutzen, da sie sich vorwiegend auf die Aufgaben konzentrieren 
kann, die nicht von Privaten erfüllt werden können. 

Für diejenigen Leistungen, fUr die die Kommunen vom Bürger Gebühren 
verlangen, sollte grundsätzlich das Kostendeckungsprinzip zur Anwen­
dung kommen. Eine ständige UberprUfung, wie vorhandene Hlrtschafts-
1 lchkeltsreserven freigesetzt werden und die GebUhren damit gesenkt 
werden können, Ist auch deshalb erforderlich, weil kommunale 
Gebühren fUr die mittelständische Wirtschaft ein nicht unwesentli­
cher Kostenfaktor sind. Daher tritt die CDU dafür ein, daß Gebühren 
nl cht zur Deckung kommunal er Defl zi te und zu Quersubvention! erung 
genutzt werden dürfen. GebUhrensenkungssplelräume gilt es konse­
quent zu nutzen. FUr GebUhren, die Im Sozialbereich erhoben wer­
den - z. B. Elternbeiträge In Kindertagesstätten - tritt die CDU 
fUr eine konsequente Staffelung nach dem Familieneinkommen ein. 

Ziel kommunaler GebUhren- und Abgabenpolitik kann nicht die Einnah­
menmaximierung der Kommune sein, sondern die Sicherstellung kommuna­
ler Dienstleistungen In hoher Qualität zu möglichst niedrigen Prei­
sen. 
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4. Bürgersinn stärken - ehrenalllt]tches Engagement fördern 

Die CDU Mecklenburg-Vorpommern setzt sich aktiv fUr die Stärkung 

des BUrgers 1 nns 1 n den Kommunen und d 1 e Förderung des ehrenamtl 1-
chen Engagements ein. Ohne das Mitwirken des einzelnen In Vereinen, 

Verbänden, BUrgerlnltlatlven und andere dem Gemeinwohl verpflichte­
te Organisationen, Ist praktizierte und bUrgernahe Demokratie nicht 
zu verwirklichen. Letztlich hängt auch die Qualität politischer Ent­

scheidungen davon ab, Inwieweit sich die BUrger auf unterschiedli­

che H91se am politischen Geschehen beteiligen. 

Gemeinden, Städte und der Landkreis sind fUr dle BUrger durchschau­
bare Räume, die eine Identifikation ermöglichen. Politik wird hier 

im direkten Kontakt mit dem Bürger gestaltet. Die notwendige 
Stärkung des BUrgersinns In unserer Gesellschaft kann daher nach un­
serer Auffassung am ehesten von der Kommunalpolitik ausgehen. Des­

halb wollen wir, daß 

- Verwaltungen und Politiker In Gemeinden und Kreisen Ihre Nähe 

zum Bürger fUr einen intensiven Dialog nutzen 

- neue, 1 nformell e Formen der BUrgerbetell 1 gung erprobt werden 

Zur Funktionsfähigkeit der Demokratie gehört das ehrenamtliche Enga­
gement der Bürgerinnen und Bürger. Manche für das Gemeinwohl wichti­
ge Leistung, z.B. In den Vereinen oder im sozialen Bereich könnte 
vom Staat gar nicht bereitgestellt werden. Unser Leben wäre ärmer 
ohne das ehrenamtl 1 ehe Engagement, das el nen unschätzbaren Bel trag 

für das gemelnwesen darstellt. Daher will die CDU dieses Engagement 
fördern: 

- durch stärkere gesell schaftl lche Anerkennung des ehreramtl lchen 
Engagements, 

- durch verstärkte Würdigung ehrenamtlicher Tätigkeit durch Kreise 
und Gemeinden sowie durch den Bund und das Land 
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- durch we ltere Verbesserungen der recht Tl chen Rahmenbedl ngungen 

fUr ehrenamtliche Helfer 

- durch dl e Gl el chbehandl ung a 11 er Formen ehrenamtl 1 chen Engage­

ments. 
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